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BAföG-Demo in Bonn 

Sauerkraut und Pfeifkonzert 
wg - 50000 Teilnehmer hatten die Veranstalter für die 

BAföG-Demonstration am 4. Dezember in Bonn gemeldet; 
wie viele es nun wirklich waren, die sich ihr Demonstra­
tionsrecht auch von der beißenden ' Kälte nicht nehmen 
lassen wollten, bleibt ungewiß. Von 40 000 bis 50 000 
sprach die Polizei, die Veranstalter wollten 90000 bis 
100000 gezählt haben. Immerhin ist ein Superlativ schnell 
gefunden: Die "größte gemeinsame Demonstration von 
Schülern und Studenten in der Bundesrepublik" soll es ge­
wesen sein. 

Das ist nicht so klangvoll wie 
"die größt e" die " schönste", 
"die f riedlichste" oder was fü r 
Demos es auch sonst noch 
gegeben haben mag. Doch der 
Wert von Massenveranstaltungen 
dieser Art ist in "Fachkreisen'" 
inzwischen ohnehin umstritten. 
Die Publizität (und damit auch 
die Wirkungen auf die Öffent­
I ichkeit, um die es ja letzten 
Endes geht) ist nicht mehr die 
gleiche wie noch vor einem Jahr, 
besonders wenn es sich um ein 
Thema handelt, dem der größere 
Teil der Bevölkerung ablehnend 
gegenübersteht. Kleine, gezielte 
Aktionen, möglichst originell 
verpackt, schlägt der GEW­
Funktionär, mit dem ich die 
Demonstration beobachte, als 
Alternative vor. 

Mit dieser Einschätzung 
dürfte er wohl richtig liegen. 

Denn erstens prägen sich solche 
Aktionen einer nicht ganz so 
anonymen Öffentlichkeit (wie 
der an den Bildschirmen) besser 
ein, und zweitens können die 
Teilnehmer besser mit der 
nötigen Info rmation und mit 
einem Mindstmaß an Argumen­
ten versorgt werden. Das persön­
liche Gespräch ist glücklicher­
weise immer noch überzeu­
gender als der heimische Fern­
sehbildschirm. Doch ist die Zeit 
der Groß-Demonstrationen 
sicher trotz allem nicht abge­
laufen. 

Als sich der Zug in Bewegung 
setzt, kommt Stimmung auf. 
Mit markigen Sprüchen halten 
sich die Teilnehmer warm: 
"Macht den Kohl zu Sauerkraut, 
wenn er uns das BAföG klaut!" 
So oder in abgewandelter Ver­
sion, zwei Stuhden lang. Einigen 
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war das wohl zu simpel, sie 
schufen d ie intellektuellere 
Fassung : " Wer uns, wie Kohl, 
das BAföG klaut, de n machen 
wir zu Sauerkraut !" - das 
schmackhafte Kohl-Produkt in 
stilistisch hübscherer Ver­
packung. 

Friedlich ziehen die Demon­
stranten aus dem ganzen Bun­
desgebiet den Rhein entlang, 
keine Steine, keine Schlägereien. 
Mein Begleiter zeigt sich ver­
ständlicherweise er leichtert. Als 
wi r zum Hofgarten kommen, be­
gegnen wir Demonstraten, die es 
wohl mehr zu Weihnachtsein­
käufen in die I nnenstadt zieht 
al s zur Abschlu ßkundgebung. 
Auf der Hofgartenwiese . ist die 
Stimmung dann nach wie vor 
gut. Solange, bis die Stichwörter 
"SPD" und "sozialliberale 
Koalition" fallen; das ist die 
Stunde Null für kleine, wohl­
organisierte Grüppchen, die von 
nun an mit Hupen, Megaphon, 
gellenden Pfiffen und Geschrei 
über die Zuteilung von Beifall 
oder Mißfallen entscheiden. 

I n dieser Form hatte man bei 
den Organisatoren der Kund­
gebung damit wohl doch nicht 
gerechnet. Martin Böttger und 
Michael Weber von den Ver­
einigten Deutschen Studenten­
schaften beschwören' das ge­
meinsame Anliegen, die Not­
wendigkeit von Widerstand auf 
breiter Basis, also gemeinsam 
mit der SPD. Wieder Pfiffe, Pro­
testgeschrei: "Sozialdemokraten 
haben uns verraten!" Einige 
wenige arbeiten hier denen in 
die Hände, die die Demo als 
"Klassenkampfspektakel" ab­
qualifiziert haben. Die große 
Mehrheit kann sich gegen die 
gut ausgerüsteten Störer zu­
nehmend weniger durchsetzen. 

Nervös tuschelt der ' promi­
nenteste Redner dieser Veran­
staltung, der ehemalige Bil-

dungsminister und Bürgermei­
ster von Hamburg, Klaus von 
Dohnanyi, mit Vertretern der 
Veranstalter. Etwas verunsichert 
tritt er an das Mikrofon und 
beginnt mit seiner Rede: Da er­
reichen Sprechchöre und Pfeif­
konzert einen ohrenbe­
täubenden Lärmpegel. Sichtlich 
erregt redet von Dohnanyi be­
schwörend ins Mikrofon, weicht 
von seinem Konzept ab. Wütend 
und mit geballter Faust verlangt 
er, man solle ihn doch reden 
lassen, ihn, der für das BAföG 
gekämpft und zu seiner Einfüh­
rung beigetragen habe. Aber 
nach drei Minuten merkt er, daß 
er keine Chance hat, sich durch­
zusetzen. Resigniert überschlägt 
er ein paar Seiten und kommt 
zum Schluß. Erst, als er das Mi­
krofon einem VDSler überläßt, 
ebbt der Lärm etwas ab. Funk­
tionäre der Veranstalter reden 
beruhigend auf ihn ein; fassungs­
los schüttelt er den Kopf über 
den mißlungenen Auftritt. Ein 
Auftritt, von CDU und CSU als 
"beschämendes Schauspiel" be­
zeichnet und von Demo-Teil­
nehmern dann in der Tat zu 
einem solchen dagradiert, 
quittiert mit Piffen und Pro-," 
testgeschrei. 

Keine drei Wochen später 
dürfte ihn das allerdings nicht 
mehr sonderlich berühren; 
Dohnanyis grandioser Wahlsieg 
in Hamburg, von ihm in dieser 
Höhe auch nicht erwartet, stellt 
die Schnellebigkeit des poli­
tischen Geschehens eindrucks­
voll unter Beweis. 
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ER? 
rtlahlberechtigt in jeder an 

der Universität Bonn immatriku­
lierte Student gegen Vorlage 
seines Studentenausweises (wer 
den verloren hat, kann sich im 
Sekretariat eine Z <Jeitschrift 
ausstellen lassen). Allerdings 
machten im letzten Jahr nur 40 
% aller Banner Studenten von 
ihrem Wahlrecht Gebrauch ... 

WANN UND WO? 
Vom 25. bis zum 28. Januar 

stehen Wahlurnen in den Ge­
bäuden der Universität (oder 
gehen auch als "Wanderurnen"), 
geöffnet im allgemeinen von 
morgens bis zum späten Nach· 
mittag. Am letzten Wahltag, 
dem Freitag, ist die Urne in der 
Mensa Nassestraße bis 20 Uhr 
offen. Danach: Rien ne va plus! 
Ausgezählt wird dann im 1. 
Stock der Mensa. 

WIE? 
Jeder Student hat eine Stim· 

me; er kann also nur einen Kan· 
didaten ankreuzen und wählt 
damit gleichzeitig die Hoch· 
schu Igruppe, auf deren Liste die· 
ser Kandidat steht. (Kandidaten, 
die in der Wahlzeitung angege­
ben, aber aufgrund ihrer Pla· 
zierung auf dem Wahlzettel 
nicht ausgedruckt sind, können 
da nachgetragen und angekreuzt 
werden) . Die Gruppen erhalten 
Sitze im Studentenparlament ge· 
mäß der Zahl der St immen, die 
für alle ihre Kandidaten zusam· 
men abgegeben worden sind; in­
nerhalb der Listen entscheidet 
die Stimmenzahl der Kandi­
daten (also nicht deren Plazie· 
rung) über die Reihenfolge. 

WAS? 
Das Studentenparlament mit 

seinen 51 Mitgliedern ist das 
oberste beschlußfassende Organ 
der Studentenschaft. Es ent­
scheidet über den Studenten­
schaftshaushalt - ca. 1 250000 
DM im Jahr - und wählt mit 
Mehrheit den Allgemeinen Stu­
dentenausschuß (AStA) als aus­
führendes und den Ältestenrat 
als streitschlichtendes Organ, 
daneben noch den Chefre· 
dakteur des Nachrichtenma­
gazins "AKUT". 

WOHER UND WOHIN? 
Die letzten SP-Wahlen im 

Januar 1982 ,brachten eine Nie­
derlage für die damalige AStA­
Koalition: 

LUST 
SHB 
Juso·HSG 
GAG 
MSB Spartakus 
LHV 

zusammen 

7 Sitze 
6 Sitze 
5 Sitze 
3 Sitze 
2 Sitze 

1 Sitz 

24 Sitze 

Die Oppositionsgruppen er­
rangen eine Mehrheit an Stim· 
men wie an Sitzen: 

S 
ReDS 16 Sitze 
liberale 
Aktion 7 Sitze 
SLH 4 Sitze 

zusammen 27 Sitze 

Versuche des SLH. die Hoch­
schulgruppen von Jung­
soz ialisten, Jungdemokraten 
und Grün-Alternativen aus dem 
Bündnis mit dem MSB Sparta­
kus herauszulösen, scheiterten. 
an unüberbrückbaren Gegen­
sätzen im Demokratiever­
ständnis. So amtiert seitdem im 
AStA eine Koalition von 
RCSDS, Liberaler Aktion und 
SLH. 

gens 
B 

Aufruf zur Wahl 
Vom 25. - 28. Januar 1983 finden 3n der Bonn r 

Universität Wahlen zum 5. Bonner Studentenpari m nt 
statt. 

In einer Zeit, in der Sparpläne einerseits und V r­
massung andererseits die Hochschule bedrohen. ist ein 
wirksame Vertretung studentischer Sachinteress n, di 
sich auf die Mehrheit der Studenten stützen kann, not­
wendiger denn je. 

Der Rektor ruft deshalb alle Bonner Studenten auf, 
sich an dieser Wahl zu beteiligen und mit ihrer Stimme 
zu einer Stärkung der studentischen Selbstverwaltung 
beizutragen. 

WEN? 
Zur Wahl stehen 232 Kan· 

didaten auf 9 Listen, die übri­
gens mit dem aus den Parla­
menten der Bundesrepublik 
Deutschland gewohnten poli· 
tischen Spektrum nur schwer 
vergleichbar sind;: So wird ein 
Anhänger der CDU deren Ent· 
sprechung an der Hochschule im 
"Ring Christlich Demokra-
tischer Studenten (RCDS)" 
sehen (wenn auch dessen bi 1-
du ngspol itische Konzepte sich 
nichtdurchweg mit denen jener 
Partei decken), er mag aber auch 
in etlichen Kandidaten des un­
abhängigen Wahlbündnisses "li· 
berale Aktion" pol itisch Ver­
wandte finden . Sympathisanten 
der SPD haben Mitglieder ihrer 
Partei sowohl in der "Jung­
so z i a liste n- Hochschulgruppe" 
und im "Sozialistischen Hoch." 
schulbund (SHB)" vor sich 
(beide Organisationen stehen 
übrigens im festen Dauerbündnis 
mit der Gruppe der DKP, dem 
."Marxistischen Studentenbund 

Spartakus"), als auch im "So­
ziall iberalen Hochschulverband 
(SLH)" und wiederum in der 
"Liberalen Aktion". Der F.D.P. 
gehören einige Kandidaten von 
"Liberaler Aktion" und "Sozial­
I iberalem Hochschu Iverband" 

Rektor 

WARUM UND WOZU? 
Zunächst einmal, obwohl die 

Organe der Verfaßten Stu­
dentenschaft nur allzuoft den 
Anschein erwecken, mehr mit 
sich selbst beschäftigt zu sein als 
mit den Problemen der Stu­
denten . (Wer die Sze ne an an­
deren Universitäten kennt, weiß 
aber, daß Bonn sich durchaus 
sehen lassen kann, sowohl was 
die Wahlbeteiligung angeht als 
auch von der Arbeit der Studen­
tenschaftsorgane und den parla­
mentarisischen Umgangsformen 
her .) Jedoch gilt auch in der 
Studentenschaft, daß nicht etwa 
Politik den Charakter verdirbt 
- vielmehr verderben schlechte 
Charaktere und schlechte Kon­
zeptionen die Politik. 

Mit Theodor Heuss zu 
sprechen: Dann wählt mal 
schön! 

Josef Tutsch 
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verlassen, sei es nach dem 
Examen, wegen Studienabbruch 
oder durch Wechsel auf eine 
andere Universität. 

Viele Juristen 
Den größten Zuwachs an 

Erstsemestern verzeichnet der 
juristische Studiengang mit 665 
Erstsemestern, Die Gesamtzahl 
der in Bonn studierenden 
Rechtswissenschaftler beträgt 
nunmehr 5 555. Allerdings 
wurde die Zahl der Neuimmatri­
kulationen gegenü(jer dem Vor­
jahr um etwa 90 unterschritten. 

Fast 50 v. H. Frauen 
Knapp die Hälfte aller Stu­

dierenden in Bonn sind Frauen. 
Mit 17412 Einschreibungen 
sind die Studentinnen ihren 
männlichen Kommilitonen hart 
auf den Fersen. Leicht gesunken 
ist die Zahl der ausländischen 
Studenten. Von den 1 444 Aus­
ländern aus allen Teilen der Welt 
sind 612 Studenten weiblichen 
Geschlechts. Der größte Anteil 
der Ausländer wird vom euro­
päischen Ausland gestellt. Aus 
Asien kommen immerhin noch 
375, aus Nordamerika und La­
teinamerika zusammen 210. 

(Uni-Pressestelle, D. Carr) 
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Liebe Kommilitonen! 
Daß die BAfÖG-Streichung 

keinem Studenten schmeckt, ist 
ja einzusehen. Aber Jens Stöhr 
steht nicht alleine, wenn er diese 
Streichung für tragbar hält! Mir 
will eigentlich nicht in den 
Kopf, daß die in AKUT abge­
druckten Stell ungnahmen der 
verschiedenen Gruppen alles 
enthalten, nur nicht den 
leisesten Hinweis darauf, daß 
wir vielleicht das Konto unserer 
Gesellschaft überzogen haben 
und der Egoismus vieler Studen­
ten zu einer ungerechten Ver­
teilung des BAfÖG gefülut ha­
ben. Das ist doch zur Zeit das 
Problem unseres Staates: Jeder 
denkt nur an sich: Die Gewerk­
schaften, die Beamten, die Stu­
denten und viele mehr. Wir soll­
ten lieber darüber nachdenken, 
wie wir von diesem Egoismus 
fortkommen, als unser wahres 
Gesicht zu zeigen , indem wir für 
eine Erhöhung des BAfÖG 
plädieren! 

Euer 
stud. phi!. Thomas Schirr­
macher 

Lieber Jörg Dietzel, 
die Eigenwerbung für den 

AStA-Laden in Eluen - der In­
halt stimmt nur teilweise. Bei­
spiele: Locher: AStA-Laden ab 
6 DM, Hertie: 1,95 DM (aus 
Ostasien, siehe Rückseite), Heft­
maschine über 3 DM, Wool­
worth 2,50 DM (aus Ostasien). 

Gruß 
Hertha Haubold 
Hermann-Ehlers-Str , 8 
5300 Bonn 12 

Betrifft: Platzvergeudung 
Bezug: No. 189, p. 18: Thomas 
Stenzel "Wer kann den Frauen 
helfen? " 

Motto: " Davon verstehe ich 
ja doch nichts'· STENZEL 

Lieber Jörg Dietzel, 
wozu die'se stilistisch wie quali­
tativ erbärmliche Rezension der 
Lila Lotta? An Artikeln und 
Ansichten derselben kann in der 
Tat eine Menge Kritik geübt 
werden - fundierter, konstruk­
tiver Kritik, von einem Men­
schen (gleich welchen Ge­
schlechts), der sich in der 
Materie auskannte. Mit seinem 
Geschreibsel enthüllt Th. Sten­
zel nichts über LL, aber Bände 
über seine Vorurteile, Ver­
klemmt:)leiten, Ignoranz. Schade 
um die dreiviertel Seite! 

Gruß 
Herta Haubold 

P.S. Gratuliere: jetzt wird die 
AKUT immerhin schon in der 
ZEIT-Redaktion gelesen (No. 
50/1982)! 
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Liebe Kommilitonen, liebe 
Redaktion! 

Euer Artikel im , letzten 
AKUT über Parknöte der Aulo­
besitzer9S.16) hat mich geärgert. 
Eine Aufllebung der Halte­
verbote würde doch zu nichts 
fülven, weil so und so alles voll­
steht und jeder parkt, wo er 
will. Ich finde es gu t, daß die 
Stadt versucht, für Fußgänger 
und Fahrräder, Lieferwagen und 
Kindern etwas Platz freizu­
halten. Da ich z. B. in der Nähe 
der Mensa Nassestraße wohne, 
komme ich oft mit meinem 
Falurad gar nicht ins Haus und 
für Fußgänger ist der Bürgersteig 
längst nicht mehr gedacht. Muß 
denn jeder Student mit dem 
Auto zum Essen fahren. Spart 
euch doch die Ökologievor-

A\\I\IUlr 

lesungen, die gleich eine Seite 
weiter angekündigt werden , 
wenn illf nicht bereit seid , weni­
ger Auto zu fahren und die 
Stadt nur immer mehr Raum für 
das Auto schaffen soll. 

--Euer 
s t ud. phi!. Thomas 

Schirrmacher 
Riesstraße 24 
5300 Bonn 

Leserbrief zu "Park- und 
Geldnöte eines Au tobesitzers" 
(Akut 189) 

Kurz ein paar allgemeine 
Dinge zum Thema : Eine in die 
Stadt integrierte Uni bringt nun 
einmal gewisse Parkplatzsorgen 
für die "Auto-Studenten" mit 
sich. Denn einer über Jallf­
hunderte gewachsenen Stadt wie 
Bonn ist es unmöglich , eine 
autogerechte Stadt zu sein. Der 
ruhende Verkelu ließe sich nur 
in riesigen (riesig teuren) Tief­
garagen oder Parkhäusern unter­
bringen. Aber diese Parkmög­
lichkeiten würden dann gewiß 
noch mehr Autos in die Stadt 
ziehen, was letztere nicht 
attraktiver (außer zum Auto­
faluen) machen würde. Das Pro­
blem muß also anders gelöst 
werden. Wie wäre es denn, wenn 
die Damen und Herren 
Studenten ilu Auto einmal zu­
hause stehen lassen und mit dem 
Falurad zur Uni faluen. Somit 
könnte man zum einen die 
neuen und auch guten Falurad­
wege (Kaiserstraße ) testen und 
zum anderen seiner Gesundheit 
etwas gutes tun. Wem das im 
Winter zu ungemütlich ist, dem 
gebe ich den Tip, auf das öffent­
liche Nahverkehrssystem umzu­
steigen. Denn das ist immer 
noch billiger als Autofahren. 

E 

Deshalb auch der Rat an die 
Stadt: Noch mehr Radwege und 
noch weniger zugeparkle Bürger­

. steige , damit die Stadt noch 
mehr Lebens-Qualität erhält. 

, Und den Kommilitonen sei 
empfohlen, wieder au f das' gu te 
alte Fahrrad umzusteigen. Dann 
entfallen auch die "Park- und 
Geldnöte" . Und umweltfreund­
licher ist es allemal. 

Mit fahrradfreundlichen 
Grüßen 

Joachim Brammer 
Jagdweg 39 
5300 Bonn 1 

Die Verhältnisse des Rad­
faluers in der Nord-Südachse 
kann ich weniger beurteilen als 
die in deWest-Ostachse, sprich 

Wir freuen uns über jeden 
Leserbrief . Aus Platzgrün­
den müssen wir uns je ­
doch vorbehalten, Leser-
briefe evtl. zu kürzen. 

Die Red. 

der Strecke Kaiserplatz 
Poppelsdorfer Allee - Clemens 
August Straße. 

Hier stehen dem Radfaluer 
sowohl Teile des Fußweges in 
der Po ppelsdorfer Alle und der 
Clemens-August-Straße zur Ver­
rugu ng, in ersterer entspricht der 
Platz dem rur dje Autos. Was 
aber geschieht zum Hohn aller 
anderen Verkellfsteilnehmer? 
Die Radfahrer sind nun überall , 
auf der Straße und auf dem 
Fußweg. In der Poppelsdorfer 
Allee müssen Autofahrer oft die 
ganze Strecke bis zum alten che­
mischen Institut hinter, sich 
walulich Platz nehmenden Rad­
fahrern herfahren. In der Cle­
mens-August-Straße ab der 
Apotheke bleibt den Fußgän­
gern oft nur noch ein rascher 
Sprung, um sich dort vor den 
auf den Fußweg - meist mit er­
heblicher Geschwindigkeit 
auffaluenden Radlern zu retten. 

Man sollte doch etwas mehr 
Rücksicht - auch als Radfaluer 

aufeinander nehmen und 
weniger nach der Devise han­
deln, hoppla jetzt sind wir dran, 
wir haben lange genug gewartet. 

PD Dr.-Ing. A. Rieser 
Institut für Städtebau, 

Bodenordnung und Kultur-
technik, RFWU, Bonn 

Sehr geehrte Redaktion! 
Das ist ja wohl die Höhe! Ich 

glaube, den Damen und Herren Rad­
fahrern ist die kühle Herbstl uft nicht 
gut bekommen. Was bilden sich diese 
Leute eigentlich ein, zu behaupten, 
Autofahrer würden nur soweit 
denken, wie ihre Nasenspitze reicht? 

Ich kann nur jedem, der solch 
einen Unsinn schreibt, empfehlen 
einmal mit dem Auto z.B. durch d~ 
Bonner Nußallee zu fahren und dabei 

zu beobachten, wie verkehrswidrig 
und teilweise sogar ver­
kehrsgefährdend sich Radfahrer ver· 
halten . Wer zu dritt nebeneinander 
fährt, links abbiegende Autos auch 
noch links überholt, abbiegt ohne 
den nachfolgenden Verkehr zu 
beachten oder sogar blindlings vom 
Bürgersteig auf die Fahrbahn fährt, 
braucht sich nicht zu wundern wenn 
er im Krankenhaus landet. Bei 'diesen 
Beispielen handelt es sich nicht etwa 
um Einzelfälle, sondern um ein 
ständig zu beobachtendes Verhalten. 

Als ich vor zwei Monaten mein 
Studium aufgenommen habe, bin ich 
mit einer neutralen bis positiven Ein­
stell u ng gegenüber Radfa hrern nach 
Bonn gekommen. Nach den Erleb­
nissen der letzten Zeit jedoch hat 
sich dieses grundlegend geändert. 
und ich bin nicht mehr bereit, mich 
diesen Leuten gegenüber partner· 
schaftlich zu verhalten. 

Mein Rat an alle Radfahrer: Kehrt 
erst mal vor Eurer Tür, bevor Ihr 
Euch über die Autofahrer be­
schwert!! . 

Andreas Esser 
Postfach 100 240 

5270 Gummersbach 1 

Liberale Aktion am 
Fachbereich Jura 

Die Liberale Aktion kann auf 
nunmehr bald 13 Jahre erfolgreicher 
Arbeit in der Fachschaft Jura zu­
rückblicken . Und wir haben in dieser 
Zeit sehr viel erreicht. 

So wurden in der Vergangenheit 
die Preise durch Aktionen des F'SR 
gesenkt, die Bonner Bildungs­
initiative e. V . gegründet (unabhängig 
vom Fachschaftsrat, aber vom 
damaligen initiiert). durch den 
Besuch des Bundespräsidenten die 
bundesweite Aufmerksamkeit auf die 
Probleme der Jurastudenten gezogen, 
das Bonner Hochschulforum ge­
gründet, zu Zeiten des linken AStA 
die dort fehlende Zimmervermittlung 
d urch den Fachschaftsrat weiterge· 
führt. etliche Broschüren zur Infor· 
matlon und Hil fe der Studenten 
verfaßt u .a.m. 

Auch In dieser Amtsperiode kann 
die Liberale Aktion auf ein er-
folgreiches halbes Jahr zurück· 
blicken : 

Unter starker Mitwirkung der 
Liberalen Aktion konnte die Umge· 
staltung der Cafeteria im Juridicum 
im Sinne der Studenten durchgesetzt 
werden, wurden die Bonner Juristen­
tage vom 11.1 .-13.1.1983 organi­
siert und konnte eine gut besuchte 

und Anklang findende Podiums· 
diskussion zum Art . 68 GG (Ver­
trauensfrage) durchgeführt werden. 

Aber auch unsere eigene Lei­
stungsbilanz kann sicn sehen lassen: 
Neben dem üblichen Serviceangebot, 
hier insbesondere das Kommentierte 
Vorlesungsverzeichnis und das Erst· 
semesterinfo, konzentrierte sich die 
Arbeit unserer Fachschaftier auf das 
Erstsemester und den Hochschul­
bereich . 

Die Erstsemesterarbeit wurde vor 
allem durch eine stärkere Einbindung 
der Tutoren verbessert. Die schon 
lange vor Semesterbeginn begonnene 
Studienberatung und die Erstsemes­
terei nführu ngsveranstaltu ng erleich· 
terten vielen Studienanfängern den 
Start ins Studium, auch dies ein 
Verdienst der Arbeit der Liberalen 
Aktion im Fachschaftsrat!! 

Einer der wichtigsten Themen­
bereiche für Jurastudenten, der in 
den letzten Jahren von den Fach­
schaften leider etwas vernachlässigt 
war, wurde· durch einen Gesetzent­
wurf der ehemaligen SPD/FDP-Bun-

(Fortsetzung auf Seite 5) 
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• • • in SP und AStA? 
. Fragen zur Wahl an die Hochschulgruppen 

ll-belal -. . d ' B U" •. verschärfenden sozialen und Das große Ereignis Im Januar an er onner nlversltat "k I . h K' d f H h 
. .. - c 0 0 oglsc en rlsen ar oc-er smd sicher die Wahlen zum 5. Bonner "tudentenpijrlament schul-Po liti k nicht bei der iso-. . hli vom 25. - 28. d.M. . .. lierten Wahrnehmung studen-on Um seinen Lesern Im W.ust der F.I.ugblat~er, ~ahler- tischer Interessen stehenbleiben, 

klärungen, Programme usw. emen ungefahren Überblick zu sondern muß die Uni als Be-

1. Was wird 1983/84 Euer 
Hauptanliegen für die Arbeit im 
SP/AStA sein? 

Der Schwerpunkt der Arbeit 
im nächsten Jahr muß in der 
Sicherung eines sinnvollen Stu­
diums liegen. Das bedeutet vor 
allem die Verhinderung der Um­
setzung des Schwierplans. 
Weitere wesentliche Punkte wer­
den die Diskussion um Studien­
gebühren und die Rücknahme 
der BAföG-Beschlüsse werden. 

2. Welche innere Struktur fa­
vorisiert Ihr für einen neu zu bil­
denden AStA? ("autonome Re­
ferate"? ) 

Wir halten die Einrichtung 
"autonomer Referate" für 
unnötig und mit unseren Grund­
sätzen nicht vereinbar. Sie 
dienen lediglich dazu, den Ein­
fluß unrepräsentativer Minder­
heiten zu sichern, indem sie sich 
der demokratischen Kontrolle 
der Studentenschaft entziehen. 

S LH ~~~-t>~:~~v~ 
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1. Was wird 1983/84 Euer 
Hauptanliegen für die Arbeit im 
SP/ÄStA sein? 

SP und AStA werden in die-
sem Jahr vor allem an den 

(Fortsetzung von Seite 4) 
desregierung im Sommer letzten 
Jahres brandaktuell : die Neuordnung 
der Juristenausbildung. 

Die Liberale Aktion kurbelte die 
Diskussion hierüber mittels einer 
kürzlich erschienenen Doku­
mentation über die wichtigsten Mo­
delle zur Ausbildungsreform in der 
Studentenschaft an. HÖhepunkt der 
Auseinandersetzung mit diesem 
Thema wird in diesem Semester eine 
Podiumsdiskussion am 12. Januar 
sein, an der u.a. die Abgeordneten 
Bohl (CDU) · und Schmude (SPD) 
teilnehmen. 

Unsere Arbeit kann sich also se­
hen lassen. Ein Grund mehr, sich bei 
den kommen SP-Wahlen mit den In­
halten und . der Arbeit der Liberalen 
Aktion nicht nur in der Fachschaft. 
sondern auch im AStA, auseinan-
derzusetzen. 

Georg Sönksen (LA) 
stv. Fachschaftssprecher 

Jura u. Hochschulreferent 

geben, stellte AKUT zwei grundsätzliche Fragen an alle standteil der Gesellschaft sehen 
Hochschulgruppen. Hier sind ihre Antworten: und auf diese zurückwirken. Wir 

Problemen zu arbeiten haben, 
die sich für Forschung, Lehre 
und Studium aus dem Sparkurs 
der Regierungen ergeben; dabei 
muß Hochschulpolitik nach .un­
serer Meinung immer im gesell­
schaftspolitischen Zusammen­
hang betrachtet werden. Dane­
ben sollte sich der AStA mit 
dem AID-Referat weiterhin 
durch Information und Dis­
kussion wie auch konkrete Hilfe 
um die Probleme benachteiliQter 
und, unterdrückter Gruppen be­
mühen; 

2. Welche innere Struktur 
favorisiert Ihr für einen neu zu 
bildenden AStA? (" autonome 
Referate"? ) 

.,Autonome" Referate, die 
auf "Vollversammlungen" will­
kürlich ausgewählter und zusam­
mengesetzter I nteressengru ppen 
besetzt werden , widersprechen 
dem Prinzip demokratischer Re­
präsentation, indem sie das von 
der gesamten Studentenschaft 
durch Wahl legitimierte SP ent­
machten würden. Deshalb statt 
Frauen-, Ausländer-, Schwulen­
referaten ein AStA-Referat für 
Probleme benachteiligter und 
unterdrückter Gruppen an der 
Hochschule, deshalb auch kein 
"Fachschaftenreferat" im neuen 
AStA, das den Eindruck er­
weckt, die Autonomie der Fach­
schaften .einschränken zu wol­
len . . 

JUNGSOZIALISTEN 
HOCHSCHUL 4 
GRUPPE W 

1. Was wird 1983/84 Euer 
Hauptanliegen für die Arbeit im 
SP/AStA sein? 

Herzlichen Dank, daß die 
AKUT im Zuge der "geistig mo­
ralischen', Erneuerung der BRD 
jeder Hochschulgruppe zwei 
Sätze zur Darstellung ihrer 
Politik überlassen hat. 

2. Welche innere Struktur fa­
vorisiert Ihr für einen neu zu bil­
denden AStA? ("autonome Re­
ferate"? ) 

Es mag ja sein, daß die 

rechten AKUT tragenden 
Gruppen nicht mehr zu sagen 
haben, wir sehen uns nicht in 
der Lage unser Verständnis von 
Politik in zwei Sätzen auszu­
drücken und verweisen daher 
auf unser Wahl programm, das 
an unseren Büchertischen 
ausliegt und in den Mensen ver­
teilt wird. 

ReD5 
1. Was wird 1983/84 Euer 

Hau~tanliegen für die Arbeit im 
SP/AStA sein? 

Hauptanliegen des RCDS 
wird auch in Zukunft die kon­
krete Sacharbeit für di e st u­
dentischen I nteressen sein. 
Dabei wird es vor allem darum 
gehen, unter schwierigen Be­
dingungen die finanzielle Aus­
trocknung der Universitäten zu 
verhindern und die Studienbe­
dingungen an der Hochschule 
ebenso wie im sozialen Bereich 
zu verbessern. 

2. Welche innere Sturktur fa­
vorisiert Ihr für einen neu zu bil-
denden AStA? ("autonome 
Referate"?) I 

Der AStA ist verantwortlich 
für die I nteressenvertretung der 
gesamten Studentenschaft. Dies 
gilt auch für die Arbeit der 
einzelnen Referate, die dement­
sprechend auch dem gewählten 
Studentenparlament Rechen­
schaft schuldig sind. Die derzei­
tige Struktur hat sich nach 
Auffassung der RCDS bewährt, 
die Einführung "autnomer 
Referate", die sich auf mehr 
oder weniger willkürlich zusam­
mengesetzte Versammlungen 
berufen und der Kontrolle 
durch das SP entzogen sind, ist 
nicht sinnvoll. 

Grüne Alternative'Gruppe 
(GAG) 

1. Was wird 1983/84 Euer 
Hauptanliegen für die Arbeit .im 
SP/AStA sein? 

Gerade angesichts der sich 

setzen uns deshalb u.a. für eine 
verbesserte Aufklärung und Ak­
tivierung der zukünftig unver­
hältnismäßig einflußreichen ge­
sellschaftlichen Gruppe "Akade­
miker" in den Überlebensfragen 
Umweltschutz, Friedens-
sicherung, internationale Be-
ziehungen und Demokrati-
sierung ein. 

2_ Welche innere Struktur fa­
vorisiert Ihr für einen neu zu bil­
denden AStA? ("autonome Re­
ferate"? ) 

Basisdemokratie - Unmittel­
barkeit und Gleichberechtigung 
der politischen Willensbildung -
ist nur auf einem "niedrigen Or­
ganisationsniveau vor Ort" zu 
verw ir k lichen. Deshalb für: 

o Referate, die von den Be­
troffenen selbst verwaltet und 
gestaltet werden 

o Stärkung der von Vollver­
sammlungen der Fachbereichs­
studenten kontrollierten Fach­
schaftsarbeit 

o Abbau der persönlichen 
Macht von AKUT-Chef und 
AStA-Vorsitzendem (jeder Re­
ferent sollte im Rotations­
prinzip eine Zeit lang diese Posi­
tion übernehmen). 

Die zwei Fragen zur Wahl 
stellten wir an die Gruppen , weil 
wir einerseits kein Abklatsch der 
Wahlzeitung sein wollen, ande­
rerseits aber meinen, unserer In­
formationspfl icht nachkommen 
zu müssen . Der SHB. MSB, 
LUST und I hv hielten es nicht 
für nötig, die Fragen zu beant­
worten . Vielleicht, weil sie 
nichts zu sagen haben? Dem 
Leser sei die Bewertung dieses 
Umstands selbst überlassen. 

(-Die.) 

Weil der Redaktionsschluß für 
diese AKUT vor dem Abgabeschluß 
für die Listen der Gruppen beim 
Wahlleiter lag, konnten wir in der 
Umfrage leider nur die Gruppen be­
rücksichtigen, die schon im letzten 
Jahr kandidierten und von denen wir 

. wissen, daß sie's diesmal wieder tun_ . 

5 



Jugendpolitik 

Die letzten Jahre waren gekennzeichllet von einem stetigen Anwachsen der Unzufrieden­
heit in der Jugend. Mehr und mehr Protestrufe wurden laut und immer wieder fand man 
neue Themen um dem aufgestauten Unmut ein Ventil zu bieten. Das Vertrauen der Jugend, 
wobei hier diejenigen gemeint sind, die ihren Protest äußern, in der Politik läßt mehr und 
mehr nach. Nur wenige bekennen sich zu den vorgegebenen Spielregeln in unserer Gesell­
schaft. 

Um einer Lösung des Problemes näher zu kommen und um einige Anregungen in die 
Arbeit aufzunehmen, hat der Bundestag eine Enquete-Kommission "Jugendprotest im de­
mokratischen Staat" eingesetzt. 

G. Schröder , MdB, SPD: 

"Wir haben Vorschläge gemacht nur die 
haben sie nicht angenommen" 

Wie entstand eigentlich die 
Idee zu einer Enquete-Kommis­
sion Jugendprotest und wie 
sehen sie die Chancen, in diese r 
Form überhaupt etwas zu lei­
sten? 

Die Id ee stammt von Jochen 
Vogel, der du rch se ine Erfa h­
ru ngen in Berlin natürlich 
neugierig geworden war auf Hin­
t ergründe und Ursachen des Ju­
ge nd protestes. Vorurteil e und 
weit verbreitete Unwissenhe it 
sollten abgebaut werden. Der 
Grund, warum ich da ' re inge­
gangen bi n, ist, um die Kommis­
sion als solche etwas aufge­
schlossener zu machen, um auf­
zuzeigen, daß Protest erstmal et­
was Positives ist. 

Wie ging man nun vor? 
Da kann r:1an vier Phasen 

nennen : 1. Beschreibung: Was 
ist das eigentlich, Jugendpro­
test? 2. welche Ursachen hat 
er? 3. welche Zusammenhänge 
bestehen zwischen Protest und 
staatlicher Reaktion darauf? 
und 4. welche Lösungen gibt 
es? 

Nun ist ja gerade Protest 
heute ein weites Feld. Kann 
man da von dem Jugendprotest 
reden? 

Sicher nicht. Doch wenn die 
Formen auch unterschiedlich 
sind, gibt es doch ähnliche Ur­
sachen. 

Welche? 
Da würde ich vier unter­

scheiden : 1. die Bedrohung von 
Umwelt und die Hilflosigkeit 
der Politik, da 'was zu verändern 
2. die Bedrohung von Frieden 
und das immer-wieder-Herbeten 
der alten Formeln, die Angst 
machen, 3. die Konfrontation 
mit der Arbeitslosigkeit, ganz 
schlimm gerade bei Jugend­
lichen und 4. die bürokratisierte 
Welt, die immer undurchschau­
barer wird. Jugendliche fühlen 
sich fremdbestimmt, ohne Frei­
heit. All' das schafft Angst 
und daraus entsteht Protest. 
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Als Änderung 
haben wir zum Beispiel die Ab­
schaffung der Gewissensprüfung 
gefo rdert, denn in ihr machten 
J ugendliche lange die erste (ne­
gative) Erfahrung mit Staat. Wir 
haben gefordert, Autono­
miewünsche der Jugendlichen 
ernst zu nehmen und mehr 
selbstverwaltete Jugendzentren 
zu schaffen. Doch für viele 
unserer Vorschläge gi lt, fre i 
nac h Brec ht: Wir haben Vor­
schläge gemacht, nur di e habe n 
si e nicht angenommen - die, die 
hier das Sagen haben. Da liegt 

staatliche Reaktio n auf Protest 
ände rn , der Staat muß hi er abo, 
nicht aufwiegel n. Natür lich we r­
den si ch jetzt unter der neue n 
Regierung die ganzen Ko nflikte 
noch verschärfen, wei l es da ei n 
ganz anderes, autoritäres Ver­
ständnis von Staat gibt. 

Sie schreiben im Zwischen­
bericht, daß Sie auch Erfahrun­
gen " vor Ort" gesammelt haben. 
Wie ging das vor sich? 

Wir sind da nach Berl in ge­
fahren und hatten ein Gespräch 
mit Hausbesetzern im besetzten 
"Kaffee Kopp". Wir, das waren 

Gerd Schröder im Gespräch mit AKUT-Chefredakteur Jörg Dietzel 

auch das eigentliche Problem. 
Natürlich sind Veränderungen in 
allen Parteien notwendig, die 
Mängel gehen da quer durch. Al­
lerdings muß ich sagen, daß das 
Maß an Bereitschaft, zuzuhören, 
in der SPD größer ist als in den 
konservativen Parteien. Das liegt 
aber sicher auch an der momen­
tanen Situation der SPD. 
J Wie sehen Sie die Chancen 
der Kommission, überhaupt et­
was zu verändern? 

Die sind wohl eher indirekt. 
Was wir können, ist eventuell 
eine Bewußtseinsveränderung in 
die richtige Richtung erreichen, 
indem nämlich Protest als Ele­
ment der Demokratie begriffen 
wird. Auch muß sich die 

acht oder zehn Kollegen der 
Kommission ul1d uns gegenüber 
saßen dann 60 - 80 Besetzer, 
von denen ein Teil gesprächs­
bereit war. Zuerst kam's na­
türlich nur zum Austausch ·von 
Vorurteilen, doch nach ca. einer 
Stunde, als die Presse weg war, 
wuchs die Möglichkeit, mitein­
ander zu reden . Das Interesse 
der Betroffenen dort war: Tut 
ihr 'was dazu, daß Konfron­
tationen vermieden werden! Wi'r 
wollten das gerne tun, unter der 
Voraussetzung, daß die Bereit­
schaft zum miteinan,der-Reden 
auf beiden Seiten vorhanden ist. 
So'n bißehen verstanden wir uns 
als Anwalt der Redner und 
Schreier in Berlin. Dann haben 

s , 
wi r noch konkrete Projekte be­
sichtigt, etwa das Thomas-Weiß­
becker-Haus in Berlin, einen 
Fußba ll-Fancl üb in Gelsenkir­
chen, wir waren in der Pütt, um 
etwas über Jugendarbeitslo­
sigkeit zu erfahren. Insgesamt 
war das 'ne gute Sache, denn 
Berührungsängste wurden abge­
baut und wir haben alle 'was 
gelernt dabei . Vielleicht helfen 
diese Erfahrungen, die ganze 
Disk ussion über Jugendprotest 
etwas I ibera ler zu führen. 

(Das Gespräch führte Jörg Dietzel. 
Fotos : B. Hö'Jzenbein) 

Eimer, MdB, F .D.P .: 
Was war das Ziel der Arbeit 

der Kommission? 
Wir wollten untersuchen, 

we lche Probleme es gibt, auch 
im Verhä lt nis Jugend - Gesell ­
schaft. Eigenes Verhalten sollte 
dort, wo es zu ändern ist , verän­
dert werde n. 

Wie hat man nun in der Kom­
mission gearbeitet, was hat man 
konkret gemacht? 

Wi r haben uns recht häufig 
getroffen und Analysen ver­
sucht, Ursachen gesucht für den 
Protest. Diese sind meiner 
Meinung nach, daß wir politisch 
Andersdenkende oft nicht ernst 
nehmen, daß unsere Welt viel zu 
gut geregelt ist. Ein Jugendlicher 
hat mir gesagt : "In dieser Welt 
ist alles geregelt und verwaltet, 
wir stoßen überall gegen die 
Wand. Der einzige Freiraum ist 
nur noch der Tod." Das stimmt 
mich schon nachdenklich und 
hier müssen, so denke ich, viele 
Mißstände beseitigt werden. 

Welche Materialien und Hilfs­
mittel standen Ihnen für Ihre 
Untersuchung zur Verfügung? 

Einmal gab es da den Bericht 
der eidgenössischen Kommis­
sion, die von uns selbst in Auf­
trag gegebene Prognos-Studie, 
den Farthmann-Bericht und 
nicht zuletzt die Unterstützung 
durch unsere Sachverständigen. 
Für die F.D.P. war das Pfarrer 
Seeger. 

Was war Ihre persönliche 
Motivation zur Mitarbeit und 
wo sehen Sie die Chancen der 
Kommission? 

Ich sehe hier eine große 
Chance zur Veränderung. Wir 
müssen lernen, daß Jugend­
politik nicht nur Sache der Ju­
gendpolitiker sein darf. Ich 
nehme da immer ein Bild: Ein 
Jugendlicher ist - jemand, der 
gerade vom Kinderzimmer ins 
Wohnzimmer geht und im Tür­
rahmen steht. Niemand schaut 
sich den Türrahmen an, sondern 
er schaut ins Wohnzimmer, was 



, 

vor ihm liegt. Also sind auch a lle 
Kollegen gefordert, sich hier -
innerhalb ihres Fachbereiches -
etwas mehr um die Forderungen 
und Perspektiven der Jugend­
lichen zu kümmern. 

Gibt es das überhaupt, die 
Jugend? Und wenn nicht, wie 
kann man dann zu irgend­
weichen allgemeingültigen Aus­
sagen kommen? 

. Natürlich gibt es nicht die 
Jugend, auch der Protest hat 
sicher viele Ursachen. Worauf es 
aber aus I iberaler Sicht an· 
kommt, ist, daß wir den Jugend­
lichen kei~ Ideal geben, dem sie 
nachrennen sollen, sondern daß 
wir die Politik öffnen, Frei­
räume schaffen, daß sie die Welt 

v 

bunden werden. Hier muß eine 
Umorientierung unseres Be· 
wußtseins stattfinden, die un­
sere Gesellschaft in allen ihren 
Teilbereichen wieder durch­
schaubar macht. Arbeit muß 
wieder erfahrbar sein, der Ein­
zelne muß das Produkt seiner 
Arbeit wieder vor sich sehen, 
wenn er motiviert bleiben soll. 

Wie einig war man sich in der 
Kommission eigentlich? Gab es 
oft Fragen, in denen keine Eini­
gung erzielt werden konnte? 
Wenn ja, wo zum Beispiel?· 

I n der Frage der Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit zum Bei­
spiel hatten wir Differenzen mit 
der SPD, deren Rezept eine 
gleichmäßige Verteilung der 

" ... daß jeder so leben kann, wie er gerne will" 
selbst gestalten können, daß je­
der eben so leben kann, wie er 
es gerne will. Wenn eine Gesell­
schaft schlecht ist, und man 
kann sie nicht verändern, ist das 
deprimierend. Doch genauso 
deprimierend ist es, wenn eine 
gute Gesellschaft unveränderbar 
ist. 

Können Sie einige konkrete 
Beispiele nennen für Änderun­
gen, die die Kommission vor­
schlägt? 

Da ist zum Beispiel die Sache 
mit der Kriegsdienstver­
weigerung. Dann müssen wir 
Freiräume öffnen auch für an­
dere, alternative Lebens- und 
Produ ktionsgemeinschaften; A r­
beit u nd Leben muß wieder ver-

M. Wissmann, MdB CDU 

Arbeit sowie Verkürzung der 
Lebensarbeitszeit ist. Wir 
Liberalen glauben, daß im Ge­
genteil ein Berg an Arbeit da ist 
und wir es uns nicht leisten 
können, etwa die Lebensar­
beitszeit zu verkürzen. Die Ur­
sachen für Arbeitslosigkeit lie­
gen woanders. Nicht: Wachstum 
schafft Arbeit - ich halt' das 
für'n Schmarren - sondern: Un­
serer Hände Arbeit schafft erst 
Wachstum. Schwierigkeiten mit 
der CDU/CSU hatten wir in der 
Frage der Kriegsdienstverwei­
gerung. Schließl ich haben wir 
uns doch - mehrheitlich - ge­
einigt und die Abschaffung der 
G e w issensprüfu ng gefordert. 
Viele Probleme gerade ~wischen 

Nicht über, 

den Parteien entstehen doch erst 
durch die Profilierungssucht 
mancher Politiker, die dann von 
der Presse noch aufgebauscht 
wird . In Wirklichkeit verlaufen 
die Meinungen zum Glück oft 
quer durch die Fraktionen. Im 
großen und ganzen war die Zu­
sammenarbeit in der Kommis­
sion sehr gut und sehr sachlich. 
Ich hoffe jetzt natürlich auf eine 
große Resonanz, besonders bei 
den Kollegen. Jugendprotest 
darf nicht länger isoliert 
gesehen werden. Das Unbehagen 
an der Gesellschaft liegt tiefer 
als in der Friedens- oder Ökolo­
giebewegung . .. 

(Das Gespräch führte J örg D ietzel, 
Fotos: B. Hölzenbein) 

sondern mit Jugendlichen reden 
akut: Viel wurde in der nommen, nicht uber Jugendliche 

letzten Zeit über den Ver- zu reden, sondern sov iel wie 
trauensschwund der Jugend ge- irgend möglich mit Jugendlichen 
genüber der Politik gesprochen, und zwar mit denen, die sich im 
kann die Arbeit der Kommission Protest engagieren, aber genauso 
eine Brücke hin zu mehr Ver· auch mit Jugendlichen, die sich 
trauen schlagen? nicht protestierend für ihre An-

Wissmann: Ich finde sie hat liegen einsetzen. Wir waren in 
die Aufgabe, ich hoffe sie kann Berlin mehrere T-age auch in der 
es leisten. Meiner Ansicht nach alternativen Szene, wir haben 
hat so eine Enquete-Kommis- hier weitgehend ohne Kameras 
sion zwei Schwerpunktauf- und Mikrofone Gespräche ge-
gaben, sie muß im politischen führt mit Jugendgruppen. Wir 
Raum für die Anliegen von Ju- haben einen Besuch im Ruhrge-
gendlichen sensibilisieren helfen biet vorbereitet, um das Thema 
und sie muß umgekehrt durch jugend I icher Arbeitsloser ge-
konkrete Anregungen die prak- nauer vor Ort zu diskutieren 
tische Politik werden, das Parla- und zu sehen. Wir haben die 
me nt glaubwürdiger machen ge· Arbeit auch als eine Vororter-
genüber der jungen Generation. kundung gesehen, die sich dann 
Das sehe ich als Schwerpunkt ur1;lsetzt, allerdings in konkrete 
der Arbeit. Überlegungen und Vorschläge 

akut: Wie geht die Enquete· zur Politik. 
Kommission die Arbeit prak· akut: Konkrete Vorstellun-
tisch an? gen, ohne den Zwischenbericht 

Wissmann: Wir haben sieben erfragen zu wollen, würden uns 
Politiker und fünf Sachverstän- einige Schwerpunkte der Ergeb-
dige in der Kommission, haben nisse interessieren. 
uns aber von Anfang an vorge- Wissmann: Da hab~n wir einen 

ganzen Katalog von Vor­
schlägen, Vorstellungen zur Be­
kämpfung von Jugendarbeits­
losigkeit ausgearbeitet, weil wir 
sagen, was nützen die schönen 
Pol itikerreden über Zukunfts­
chancen, wenn die Chancen 
konkret in der Arbeitswelt und 
in der Akademischen WEit zu­
nehmend fragwürdig werden. 
Ein weiterer Bereich, wir haben 
gesagt, wir müssen ein so bren­
nendes Thema wie die Wehrge­
rechtigkeit, das seit Jahren unge­
löst ist, endlich einer Lösung zu­
führen. Wir haben als erste inter­
fraktionelle Gruppe im Parla­
ment den Vorschlag gemacht: 
Abschaffung des Prüfungsver· 
fahrens für Wehrdienstverwei­
gerer, weil wir glauben, daß Ge­
wissen durch Kommissionen 
nicht überprüft werden kann. 
Dafür sollte es eine vernünftige 
Verlängerung der Zivildienstzeit, 
bei genügend bereitgestellten Er­
satzdienstplätzen geben. Damit 
hoffen wir natürlich möglichst 
bald auch zu einem Gesetzent-

--

wurf zu kommen, den die neue 
Bundesregierung vorlegt, damit 
eben aus diesem Vorschlag poli­
tische Wirklichkeit wird . Und 
um weiter nur mal einen Punkt 
zu nehmen, der in der großen 
Politik nicht mal als so wichtig 
gilt, wir haben Vorschläge ge­
macht, zur Situation der Ju­
gendvertreter in Betrieben, wo 
wir gesagt haben, hebt die Al­
tersgrenze für die Wahlmög· 
lichkeit an, weil es heute so ist, 
daß viele Jugendlichen erst mit 
17, 18 Jahren die Ausbildung 
beginnen, zum Teil schon .gar 
nicht mehr in die Wahlgrenze 
reinfallen, so daß die Jugendver­
tretungen in den letzten Jahren 
systematisch schwächer gewor­
den sind, was das Anliegen Ju­
gendlicher im Betrieb natürlich 
schlechter vertreten läßt . 

akut: Wir haben eine neue 
Regierung, die sich aus Libera­
len und Konservativen zusam-­
mensetzt. Kann diese Regierung 
ein Stuck der Wünsche der Ju­
gendlichen verwirklichen, oder 
wird sie sich auf Grund der 
Sachzwänge dem verschi ießen 
müssen? 

Wissmann: Politik darf sich 
nicht auf die Verwaltung des 
Status Quo konzentrieren. Pol i­
tik muß prakmatisch Tagespro­
bleme lösen, aber sie muß eine 
längerfristige Perspektive haben . 
Wenn man keine längerfristige 
Perspektive hat, hat man kein 
Ziel, nachdem man sich orien­
tieren kann. Ich bi n da recht zu­
versichtlich, weil ich den Ein­
druck habe, daß neben den 
Dingen, die jetzt beispielsweise 
im Notprogramm zur Wirt­
schaftspc;>litik gemacht werden, 

Kohl und andere sich bemühen, 
ein längerfristiges Konzept zu 
entwerfen. Da kommt beispiels­
weise diese ganze Grundvor­
stellung der Dezentralisierung 
unserer Gewellschaft, von den 
Voraussetzungen für mehr Ge­
borgenheit, Mitmenschlichkeit 
und persönlicher Initiative in 
der Gesellschaft als Bedingung 
einer Zukunftsorientierung 
ziemlich deutlich zum Aus­
druck. Es kommt eben nur 
darauf an, daß in der Regierung 
und in den Politischen Parteien 
Grundsatzerklärungen und 
Praxis nicht auseinanderfallen. 
Ich bin da ganz zuversichtlich, 
daß das gelingt, und daß man 
sich nicht vom Alltag ver­
schi ingen läßt. 

(Das Gesprijch führte ehr. BrüßeI.) 
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Der AStA-Rechenschafts,bericht 1982-1983 
Grundsätze und Ziele der AStA-Arbeit 

Nach einem Jahr ist es für den .demokratischen AStA Zei t , d ie Bilanz 

seiner Arbeit vorzulegen. Die Arbeit des AStA steht im Zentrum al­

ler Aktivitäten der studentischen Selbstve rwaltung, die AStA-Arbeit 

ist es im wesentlichen, die jeder einzelne Student mit einem Teil 

seines Sozialbeitrages unterstützt, um den AStA geht es vorrangig, 

auch bei den Wahlen zum Studentenparlament und dem begle ite nden 

Wahlkampf. 

V~r den Studenten Rechenschaft abzule gen übe r die in den l e tzten 

beiden Semestern geleistete Arbeit ist das Ziel der fol genden Seiten. 

Vieles, was sich der AStA bei Amtseintritt vorgenommen hatte, konnte 

verwirklicht und umgesetzt werden, vieles wurde erreicht. Anderes 

muß noch gelöst werden. In jedem Fall aber kann der von den drei 

Hochschulgruppen RCDS, Liberale Aktion und SLH getragene AStA auf 

eine Reihe deutlicher Akzente verwe isen, die in der Arbe i t gesetzt 

wurden und zu einer beachtlichen Anzahl konkreter Erf o lge zugunsten 

der Studenten führten. 

Dabei waren die Voraussetzungen fü r den demokratischen AStA im 

Januar alles andere als günstig. Die von den Studenten abgeschmetter­

te kommunistisch geführte Linkskoalition hinterließ einen Ber g unge­

löster Proble me, d afür aber umsoweniger finanzielle Mittel, hatte 
man sich doch aus dem Studentenschaftshaushalt stets recht großzügig 
bedient. Das Ansehen der Studenten war angesichts der Hau s be s e tzun­

gen und militan t e n Akt i onen , die vom damaligen Lin k s-AStA mitgetragen 

wurden, in der Öffentlichkeit so schlecht wie nie zuvor. St udenten­

parlament und AStA gebärdeten sich als Mini-UNO, di e zu al l e m und 

jedem irgendwo in einem fernen Winkel des Erdballs Stellung nahm. 

Seit einem Jahr qehört dieses verdr i eßliche Panorama der Ve rgangen­

heit an. Der Demokratische AStA setzte klare Prioritäten - z ugunsten 

wichtiger studentischer Probleme wie Wohnungsnot und Mittelkürzungen. 

An die Stelle einer . systemverändernden, auf revolutionäre Umwälzungen 

hinarbeitende Ideologie traten der Glaube an die Reformfähigkeit 

unserer Gesellschaft und das Bekenntnis zur pluralistischen Demokra­

tie. Die Konsequenz war, Mißstände und Probleme nicht einfach als 

willkommenen Beleg für die angebliche Krise des kapitalistischen 

Systems zu brandmarken, sondern vielmehr auf ihre Lösung und Besei­

tigung hinzuarbeiten. 

Die Beseitigung von Mißständen und Problemen bedeutet für die Stu­

denten im Klartext nichts' anderes als die kQnkrete Verbesserung 

der Studienbedingungen - innerhalb der Universitätwie auch im sozi­

alen Bereich. Es ist nur folgerichtig, daß die Verbesserung der 

Studienbedingungen das erste und vorrangige Hauptziel der AStA­

Arbeit des vergangenen Jahres darstellte. Gerade auf diesem Gebiet 

gelang es der AStA-Koali&ati.on, durch eine hartnäCkige Politik der 

sachlichen Argumentation/des zähen Verhandelns mit den politisch 
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Das Presse- und 
Öffentlichkeitsreferat 

Die Aufgabe 
dieses Referates ist es, die Poli­
tik und Arbeit des AStA, die in 
diesem Jahr stark vom SLH ge· 
prägt war, nach innen und 
außen zu "verkaufen"; dabei be­
deutet nach innen, die Studen­
ten bzw. alle Universitätsange­
hörigen zu informieren, und 
nach außen bezeichnet die nor­
male Pressearbeit, also das I nfor­
mieren der Bevölkerung. 

Innerhalb der Universität ge­
schieht dies mit dem täglichen 
Flugblatt, den Wandzeitungen 
zu Aktionen und Veranstal­
tungen, Plakaten und anderen 
Publikationen. Dies ist bei fast 
38 000 Studenten gar nicht so 
einfach. Da reicht das tägliche 
Flugblatt in der Mensa nicht 
mehr aus. Wir sind deshalb jeden 
vormittag vor die Hörsäle getre­
ten und haben die- Studenten 
"vor Ort" informiert. Dazu ver­
suchten wir, regelmäßig AStA­
Büchertische in die Fakultäten 
zu bringen. Dort standen wir 
dann für Fragen zur Verfügung. 
Gerade der persönliche Kontakt 
ist wichtig; im Hörsaal kann 
man noch am besten die augen­
blickliche Lage einschätzen und 
verstehen. Auf der anderen Seite 
wurden mir zahlreiche 
Anregungen von Seiten der St u­
dentenschaft gegeben, die leider 
in einem Jahr nicht umzusetzen 
sind. 

Das I nformieren der Bevöl­
kerung läuft über die Bonner 
Zeitungen und über Bürgerinfor­
mationen; überregional inter­
essante Themen gingen über die 
B unde,spressekonferenz und 
über Rundfunk und Fernsehen 
sozusagen "in alle Welt". Bei 
dieser Pressearbeit halfen gute 
Kontakte zu Journalisten und 
Redakteuren. Fasttägliche Pres­
semitteilungen und Telefonate 
hielten die Redaktionen über die 
Arbeit des AStA auf dem Lau­
fenden . Gerade nach einem Jahr 
linken AStA mußten die Öffent­
lichkeit darüber informiert wer­
den, daß es unter den Studenten 
auch andere gibt, die eben keine 
Häuser besetzen oder Fenster 
einschmeißen, denen ihr jetziges 
Leben gefällt und die nicht zu 
jener "No Bock of Future-Ju­
gend" gehören. Zu Gute kam 
dem Bonner AStA am Anfang 
seiner Arbeit, daß in Bonn der 
einzige demokratische AStA be­
stand (außer Med. Hochschule 
Hannover uno neuerdings auch 
Aachen und Köln, wo kommu­
nistisch beherrschte ASten 
gekippt werden konnten). 

Ebenfalls zur Öffentlich-
keitarbeit gehörte die Organi­
sation von Gesprächen mit 



wichtigen Politikern, so unter 
anderem mit Bundespräsident 
Carstens, mit dem jetzigen Bun­
deskanzler Helmut Kohl, mit 
dem damal igen Staatssekretär 
im BMBW Granzow und dem 
Bonner Oberbürgermeister 
Daniels. Bei diesen Gesprächen 
konnten Argumente und Posi­
tionen in aktuelle Diskussionen 
eingebracht werden und gelang­
ten sogar in die Bundesgesetz­
gebung, so zum Beispiel beim 
Studentenwohnraumbau. 

Als ei"ne weitere Aufgabe sah 
das Referat die Durch­
führung von politischen Veran­
staltungen. Das Pressereferat des 
AStA, der nach dem Hochschu 1-
gesetz die Aufgabe hat, "auf der 
Grundlage der verfassungsmäßi­
gen Ordnung die politische Bil­
dung, das staatsbürgerliche Ver­
antwortungsbewußtsein und die 
Bereitschaft zur aktiven Tole­
ranz" der Mitglieder der Studen­
tenschaft zu fördern, organi­
sierte mehrere Podiumsdis· 
kussionen. Diese sollten die Stu­
denten objektiv informieren und 
die Diskussion innerhalb der 
Studentenschaft versachlichen. 
So gab es eine Veranstaltung an­
läßlich der NATO-Tagung in 
Bonn im Juni und eine weitere 
im Dezember, diesmal unter 
dem Thema "Drei Jahre NATO­
Doppelbeschluß". Vertreten 
waren immer die im Bundestag 
vertretenen Parteien unq andere 
Organisationen. So kamen z.B. 
die jetzigen Staatsminister im 
Auswärtigen Amt Möllemann 
und Mertes, und SPD-Politiker 
wie Ehmke und Vo igt. In 
Planung ist zur Zeit no ch eine 
Veranstaltung zum fünfzigsten 
Jahrestag der Machtergreifung 
Hitlers (30. Jan.). 

au chateau 
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Verantwortlichen und des gezielten Einsatzes öffentlichkeitswirk­

samer Maßnahmen, ein~ Reihe eindrucksvoller Erfolge zu erzielen: 

- So konnte nicht zuletzt durch die Protestaktionen 

des AStA gegen den Schwier-Plan der Wissenschaftsminister 

Schritt um Schritt zurückgedrängt, ganze Fachbereiche 

an der Universität gerettet werden 

- So wurde im ZusarrmemvirJren mit der Fachschaft der bedrohte . . 
Bestand der Christlichen Ärchäologie gesichert. 

- So konnte das Wohnungsangebot für Studenten im Bonner 

Raum drastisch gesteigert werden. 

Die Durchsetzung studentischer Positionen zur Sekundarstufe I 

oder zur Konventswahlordnung im Senat, die Baumaßnahmen zur Ver­

besserung der Studienbedingungen für Behinderte, die Aussparung 

der Studentenwochenkarten aus den jüngsten Fahrpreiserhöhungen -

die Zahl der Beispiele ließe sich fortsetzen. Sie zeigen, wieviel 

eine studentische Interessenvertretung erreichen kann, wenn sie 

sich auch wirklich und in sachlicher Form auf die studentischen 

Themen konzentriert. 

Unterstützupg und Hilfestellung für die Studenten im Studienalltag 

zu leisten, war das zweite vorrangige Ziel der AStA-Arbeit. In 

diesen Bereich fällt der umfangreiche Servicebetrieb, den der AStA 

konsequent ausgebaut hat. Die Zimmervermittlung, die Mitfahrerzen­

trale, der AStA-Laden mit seinen preiswerten Einkaufsmöglichkeiten 

für Büromaterial, vor allem aber auch die intensive Beratungstätig­

keit der Referate gliedern sich - in diesem Rahmen ein. Den Kommili­

tonen den Studienalltag z u erleichtern, war schließlich auch die 

wesentliche Aufgabe der Kultur - und der Erstseme ste rarbeit - sei 
es durch die Schaffung von Möglichkeiten , Kontakte zu k nüpf e n oder 

selbst Bemühungen, Erstsemestern mit einer Fülle von Ratschlägen 

und Tips den Start ins Studium leichter zu gestalten, oder sei es 

auch durch e ine Kombination von beidem, wie es bei der Erstsemester­

woche des AStA erstmalig erfolgreich praktiziert wurde. 

Das elitäre Naserümpfen, mit dem der Links-AStA seinerzeit jede 

Art von Service-Arbeit bedachte, findet keinerlei Rechtfertigung. 

Die Kommilitonen in ihrem Studienalltag zu unterstützen und ihnen 

Hilfestellungen anzubieten, ist eine der originären und nach der 

politisch~n Interessenvertretung die wichtigste Aufgabe des AStA. 

Als drittes Ziel der AStA-Arbeit im vergangenen Jahr gesellte sich 

die Förderung der politischen Bildung unter den Studenten und die 

Anregung politischer Diskussionen hinzu. Podiumsdiskussionen über 

die amerikanische Außenpolitik, den NATO-Doppelbeschluß, die Aus­

länderfeindlichkeit oder die Ringsvorlesung "Ökologie" dienten 

diesem Zie. 

Die Grundlagen und Ziele der Arbeit, die der demokratische AStA 

im vergangenen Jahr geleistet hat, sind umrissen. Im folgenden 

berichten die einzelnen Referate ausführlich über ihre Aktivitäten. 

So unterschiedlich die einzelnen Tärigkeiten auch waren, sie alle 

waren ·getragen von dem Wunsch, fern jeder ideologischen Verklemmung 

eine erfolgreiche, an Sachproblemen orientierte Arbeit durchzuführen. 

Diese Politik wollen wir auch in Zukunft weiter ~ortsetzen - in 

einern starken demokratischen AStA, der sich unbeirrt für die Inter-

essen der Studenten einsetzt. Herbert Müller AStA-Vorsitzender 
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Mittwoch, den Z4. Nov. ab 18 Uhr 

Das AStA-Kulturreferat kann für das abgelaufene Jahr auf eine 
Vielzahl von Initiativen und Veranstaltungen zurückblicken. Zwei Ge­
sichtspunkte bestimmten dabei die "zweigle isige" Kul turarbeit : 1. Die 
Förderung von Initiativen der stud. Kulturgruppen an der Uni Bonn. 

Diese Arbeit, die vom Vorgänger-AStA nur halbherzig in Angriff 
genommen wurde, nahm einen breiten Raum im Engagement des 
Kulturreferates ein. Zuerst mußte im Sommersemester di e Verte ilung 
der Gelder für stud. Kulturgruppen für das SS 1982 und das WS 81/82 
als Antrag in das SP eingebracht werden. Da meh r Gelder beantragt 
wurden als im 'entsprechenden Haushalt vorgesehen war, mußte mit 
den betreffenden Gruppen ein Weg gefunden werden, um alle Akt ivi­
täten aufrecht halten zu können. Dieser, von den stud. Kulturgruppen 
und dem Kulturreferat erarbeitete Kompromiß fand dann einhellig 
Zustimmung bei den Fraktionen des SP. Aufg rund der Erfahrungen 
im letzten Haushalt sjahr legte der AStA dann für den Haushalt 82/83 
eine Erhöhung des Haushalt sa nsatzes für die autonome Kulturarbeit 
auf 15000,- DM vor. Das Kulturreferat setzte dann diesen Beschluß 
auch dahingehend um, daß die Kulturgruppen diesmal ihre Unter­
stützungsmittel bereits zum Beginn des Semesters beantragen konnten 
und somit nach Verabschiedung durch das SP bereits in der 1. SP­
Sitzung nach den Sommerferien für ihre Arbeit verwenden konnten. 

Diese gute Zusammenarbeit zwischen den Kulturgruppen und dem 
AStA-Kulturreferat. fand ihren Niederschlag auch in verschiedenen 
Veranstaltungen. So mit der Gruppe Art Boulevard in Form einer ge­
meinsamen Ausstellung und mit der FILM-AG bei einem Regisseur­
wochenende mit Wo lf Gremm. 

Diese Arbeit gilt es auch in der Zukunft fortzusetzen und weiter 
auszubauen. Die Anzahl von neuen stud. Kulturgruppen bestärkt uns 
in der Auffassung, daß durch diese Arbeit Eigenkreativität und Enga­
gement an der Uni Bonn wirku ngsvolle Unterstützung findet. 

2. Der Teil der Ku lturarbeit, der in der Öffentlichkeit am meisten 

.. 
PRASENTIERTE 

Niederschlag findet, ist das Veranstaltungsprogramm des Kulturre­
ferat~s. 

N~ch einigen Startschwierigkeiten aufgrund der chaotischen Hin­
terlassenschaft des Vorgänger-AStAs (ohne Moos. nix los) konnte im 
Sommersemester ein interessantes Kulturprogramm angeboten wer­
den. Neben traditionellen Veranstaltungen wie Erstsemesterfete und 
vor allem das Sommerfest bildeten neue Ideen wie das Ausländerfest 
(in Zusammenarbeit mit dem Ausländerreferat) mit einer Vielzahl von 
internationalen Künstlern und daneben klassische Klavierkonzerte 
sowie ein indischer Tanzabend, neue Aspekte der Kulturarbeit. Der 
Schwerpunkt der Kultu rarbeit liegt in der Gestaltung eines umfassen­
den und interessanten Kulturprogramms für das abge laufene Winter­
semester. Der Leitgedanke dabei war, mögl'ichst vielen Kommi litonen 
eine preiswerte und attraktive Alternative zum kommerziellen Ange­
bot zu bieten. Das Ergebnis kann sich sehen lassen: Family of Percus­
sion, Takada/ Klecka, Electric Circus, Weihnachtsschwoof, Poser/ 
Finger, Acapulco Gold, Joe Cool Band, Studiobühne Venn, Escarpin; 
Klaus Mäurer, Ze itenwende , Literaturlesung, Fotoausstellung und als 
Höhe- und Schlu ßpunkt das Uni-Winterfest u.a . mit : Der Dschungel­
band, Evelyn Künnecke, Taco, Pappnas, Westwood, Semmel ' s Hot 
Shot UV.a . 

Bleibt nur zu hoffen, daß in Zukunft auch anspruchsvollere Veran­
staltungen den Zuspruch erhalten, den sie verdienen. 

~~:~M·A(a;,n~.·~~~"1d~~~~~~~~~ 
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U,A , MIT TACO (PUTTIN' ON THE RITZ), EVELYN KONNECKE (ICH BIN EIN ANTI-S1AR), 
UND DER DSCHUNGELBAND (SPIEL MAL WIEDER WAS VON DEN BEATLES) 

VORVERKAUF: 
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6,00 DM (IM ASTA, NASSEMENSA) ABENDKASSE: 7,00 DM 



AStA-Wohnungsaktion auf dem Münsterplatz 

Das AStA-Sozialreferat 
BAföG 

Zum wichtigsten Thema des 
Wintersemesters wurde die von 
der neuen Bundesregierung 
durchgeführte Umstellung des 
Studenten-BAföG auf VoIldar­
lehen. 

Der AStA machte seinen 
Protest gegen diese Maßnahme 
im Vorfeld der entsprechenden 
Gesetzesänderung (die Anfang 
Dezember im Bundestag verab­
schiedet wurde) mit ver­
schiedenen Aktionen deutlich. 
So wurde bereits im Oktober im 
Bundesbildungsministerium eine 
!lesolution übergeben, in der wir 
entschieden gegen die Pläne der 
Bundesregierung Stellung bezo­
gen. Dies geschah ebenso in 
einem offenen Brief, den wir an 
alle Abgeordneten des Deut­
schen Bundestages versandten . 
Die zahlreichen, fast aus­
schi ießI ich positiven Reaktionen 
auf diesen Brief übertrafen dann 
alle unsere Erwartungen. Höhe­
punkt der Aktionen war der 
BAföG-Tag am 1. Dezember. An 
diesem Tag fand am Nachmittag 
im Arkadenhof ein Diskussions­
und Informationsforum zum 
Thema BAföG statt, das ebenso 
wie die abendliche Podiums­
diskussion auf reges Interesse 
bei den Studenten traf. 

Daß die Bundesregierung ihre 
Pläne dann ohne jegliche Än­
derung - trotz des studenti­
schen Protestes - verwirklichte, 
wunderte eigentlich niemanden. 
Ziel der Arbeit des nächsten 
Jahres muß es nun sein, eine 
Rücknahme der BAföG­
Änderungen zu erreichen 
auch im nächsten Jahr wird das 
AStA-Sozial referat sich also mit 
dem Thema BAföG auseinander­
setzen müssen. 
Wohnungsnot 

Zu Beginn des Sommerse­
mesters richtete das Sozial­
referat wieder eine Zimmer-

. vermittlung ein. Diese Zimmer­
vermittlung war vom letzten 
(I inken) AStA eingestellt 
worden wegen angeblich 
mangelnder Effizienz. 

Trotz einiger Flauten (das 
Angebot hinkte oft der 

Nachfrage hinterher) können 
wir dagegen feststellen: die Zim­
mervermittlung hat sich 
gelohnt! Besonders zu Beginn 
des Sommer- bzw. Winter­
semesters konnten v.a. zahl­
reiche Erstsemester dank dieser 
Zimmervermittlung eine "Bude" 
finden . In diesem Zusammen­
hang müssen auch die Woh­
nungsaktionen erwähnt werden, 
die - jeweils zu Semesterbeginn 
- vom Sozialreferat in Zusam­
menarbeit mit dem UKW-Re­
ferat du rchgeführt wurden. 
Durch diese Aktionen machten 
wir die Bonner Bevölkerung auf 
die studentische Wohnungsnot 
aufmerksam und sammelten zu­
gleich viele Angebote für unsere 
Zimmervermittlung. 

I nsgesamt gesehen : eine 
AStA-Zimmervermittlung (zu-
sätzlich zu der des Studenten­
werkes) lohnt sich und muß des­
halb auch in den nächsten Se­
mestern weitergeführt werden! 
Behinderte Studenten 

Das Sozialreferat befaßte sich 
auch mit der Situation der be­
hinderten Studenten an unserer 
Universität - eine Problematik, 
die von den bisherigen ASten 
sträflich vernachlässigt worden 
war. 

Nach intensiven Verhand­
lungen mit Rektorat und Ver­
waltung konnten wir erreichen, 
daß das Uni-Hauptgebäude in 
naher Zukunft behinderten­
gerecht umgerüstet und umge­
baut wird. Dieser Erfolg war vor 
allem deshalb möglich, weil 
unsere Verbesserungsvorschläge 
meist mit keinen oder nur ge­
ringen Kosten verbunden sind -
ein entscheidender Pluspunkt 
angesichts leerer (Uni-) Kassen! 

Ziel der weiteren Arbeit auf 
diesem Gebiet muß letztendlich 
die weitgehend behinderten­
gerechte Umgestaltung der 
gesamten Universität sein, damit 
unsere behinderten Kommili­
tonen nicht, wie bisher, nur 
wählen können zwischen Jura 
und VWL (das Juridicum war 
entsprechend der geltenden D I N 
behindertengerecht gebaut wor­
den). 

Servicearbeit 
Neben den unterschiedlichen 

pol itischen Aktivitäten ver­
stärkte das Sozialreferat auch 
seine Servicearbeit. 

Zu den fast schon tradi­
tionellen Leistungen wie z..8. 
Vergabe von Kleinkrediten, 
BAföG-und Stipendienberatung 

kamen (kostenlose) Broschüren, 
die über BAföG, Stipendien und 
soziale Vergünstigungen für 
Studenten informieren. Daß 
diese Broschüren inzwischen auf 
Grund der großen Nachfrage 
bereits zum dritten Mal ge­
druckt wurden, spricht für sich. 

Das AStA-Lehrerausbildungsreferat 
E rstsemesterberatu n9 

Seit dem Sommersemester 
1982 gibt es wieder ein Lehrer­
ausbildungsreferat. Die Haupt­
aufgabe bestand zu Beginn des 
Semesters in der Erstsemesterbe­
ratung. Vor dem Sekretariat hat­
ten wir drei Wochen lang täglich 
von 9.00- 12.00 Uhr einen In­
formationsstand des AStA auf­
gebaut. Hilfesuchende Erstse­
mester wurden von uns aufge­
fangen, mit Broschüren einge­
deckt und mit Ratschlägen und 
Hilfen überschüttet. Besonders 
die Lehramtsstudenten hatten 
zu ihrem Studium viele Fragen. 
Nicht selten studieren sie an drei 
Fakultäten, die räumlich an drei 
verschiedenen . Orten gelegen 
sind, und deshalb haben sie 
große Probleme mit der Erstel­
lung ihres Stundenplans. Der 
Andrang im Lehrerausbil­
dungsreferat war auch dement­
sprechend groß. 
Streichung von Sek. I 

I n den Sommersemester-
ferien 1982 flatterte der Erlaß 
zu dem schon lange heiß disku­
tierten "Schwierplan" ins Stu­
dentensekretariat, in welchem 
ein sofortiger Immatrikulations­
stopp für Erstsemester, die sich 
für den Studie ngang "Lehramt 
für die Sek. I" einschreiben 
wollten, verordnet wurde. Nach­
dem man die etwas ratlosen Abi­
turienten über die Schwierig­
keiten der Lage aufgeklärt hatte, 
bot man ihnen die kombinierte 
Ausbildung Sek. I und Sek. II 
an. Wir setzten uns zusätzlich 
dafür ein, daß einige Kunst- und 
Musikstudenten gleich ins zwei­
te Semester eingestuft werden 
konnten, da es für sie hier in 
Bonn keine Möglichkeit gibt, die 
kombinierte Ausbildung zu 
machen. 

Da diese Maßnahmen aber 
nur einen geringen Teil der Stu­
denten befriedigen konnte, for­
dern wir weiter den Minister 

Schwier auf, den Studiengang 
wieder einzuführen. Denn die 
finanziellen Einsparungen, die 
durch diese Streichung erreicht 
werden sollen sind frag I ich, da 
aufgrund des zugelassenen kom­
binierten Examens (S. I u. S.II.) 
das vorhandene Potential von 
Professoren und wiss. Hilfskräf­
ten an der Pädagogischen Fakul­
tät erhalten bleiben muß. 

Neue Lehrerprüfungsordnung 
In NRW gilt seit dem 23.7.81 

die neue Lehrerprüfungsordnung 
(LPOl, die innerhalb der Stu­
dentenschaft zu erheblichen 
Protesten geführt hat. Nicht nur 
die bundesweite Anerkennung 
der nordrheinwestfälischen 
Lehrerausbildung wurde mit 
dieser Neuregelung geschaffen, 
sondern auch ein zusätzl icher 
Nebeneffekt. Durch die Ver­
schärfung der LPO werden 
nämlich auch "arbeitsmarktpoli­
tische Probleme gelöst" (Origi­
nalton eines KuMi-Beamten). 

Eine Dokumentation "Leh­
rerausbildung in N RW" faßt die 
häufigsten Probleme und Fragen 
der Lehramtsstudenten zusam­
men. Eine Gegenüberstellung in 
Form einer Tabelle gibt einen 
kurzen Überblick über die Neue 
und Alte LPO, ihre Vor- und 
Nachteile werden in einem 
weiteren Artikel aufgezeichnet. 
Thema: Lehrerarbeitslosigkeit 

Wie im Erstsemester-Info 
schon angekündigt, stand im 
Wintersemester das Thema 
"Lehrerarbeitslosigkeit" im Vor­
dergrund. Nach einer stich­
punktartigen Umfrage stellten 
wir fest, daß die meisten Lehr­
amtsstudenten zwar über die 
Anzahl von arbeitslosen Lehrern 

,Bescheid wußten, über die Ur­
sac·hen und Folgen dieser Ar­
beitslosigkeit und über die zu­
künftigen Einstellungschancen 
konnten sich aber die wenigsten 
ein Bild machen. 

Aus diesem Grund fand am 



6.12. ein Diskussionsforum zu 
diesem Thema statt. Vertreter 
des Arbeitsamtes, des Philolo­
genverbandes, der Gewerkschaft 
u.a. gaben anhand von Bro­
schüren und in Gesprächen I n­
formationen über die Arbeits­
marktsituation und über die Ein­
stellungschancen betreff der 
FächerKombinationen. I n einer 
Broschüre "Ursache und Folgen 

der Lehrerarbeitslosigkeit" ha­
ben wir die verschiedenen Frage­
stellungen zu diesem Thema auf­
genommen, besonders inter­
essant ist der Artikel über, die 
Auslastungsquote für jedes 
Fach, da sie das entscheidende 
Kriterium für Einstellung von 
Referendaren in den Schuldienst 
ist. 

Das AStA-Hochschul referat 

NRW-Wissenschaftsminister Schwier an der Un i Bonn 

Das vergangene Jahr war ge­
prägt durch Aktionen gegen die 
Pläne des Wissenschaftsministers 
Schwier, der Universität Bonn 
das Wasser abzugraben. 

Zu- Beginn des Jahres wurde 
der sogen. Schwier-Plan be­
kannt, der Streichungen an allen 
Universitäten NRW's vorsah. An 
der Uni Bonn sollte danach die 
Fachrichtungen Ägyptologie, 
SkandinilVistik und Sekundar­
stufe I eingestellt werden. Die 
Problematik dieser Maßnahmen 
und ihre Folgen für Studenten 
und Dozenten wurde von uns in 
einer Broschüre dargestellt, dje 
an der Universität verteilt 
worden ist. 

Zusätzlich wurde eine Unter­
schriftenaktion gestartet, die 
von über 6 000 Studenten und 
Dozenten unterstützt wurde, 
und dem Wissenschaftsminister 
bei einer Podiumsdiskussion des 

AStA, an der neben Vertretern 
des AStA auch der Dekan der 
juristischen Fakultät teilnahm, 
überreicht. 

Erfolge konnten durch diese 
Akt ionen bei den Fachrichtun­
gen Ägyptologie und Skandi­
navistik erreicht werden, deren 
Streichung verhindert werden 
konnte. Ähnlich erfolgreich 
sahen anfangs die Bemühungen 
um die Seku n darstufe I aus. 
Jedoch wurde im Herbst klar, 
daß der Wissenschaftsminister 
die vernünftigen Argumente 
gegen die Streichung der Sekun­
darstufe I ignorierte. I n den Se­
mesterferien erreichte uns ein 
Gesetz zum Nachtragshaushalt 
der Landes N RW, das die Strei­
chung der Sekundarstufe lohne 
nähere Begründung bestimmt. 
Darin sehen wir einen eindeu­
tigen Verstoß gegen das Wissen­
schaftshochschu Igesetz. Eine da-

AStA Uni Bonn im BMBW 
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raufhin unternommene Unter­
schriftenaktion erbrachte mehr 
als 4000 Unterschriften, die 
dem Wissenschaftsministerium 
übergeben wurden. Dieses hat 
bisher auf diese Maßnahme noch 
nicht reagiert. 

Der zweite Schwerpunkt der 
Arbeit des letzten Jahres war die 
endgültige Durchsetzung des 
Konventssystems an der Bonner 
Uni. Die Konventsordnung, die 
den studentischen Vertretern 
mehr Mitsprachemöglichkeiten 
sichert, sollte schon seit zwei 
Jahren durchgesetzt sein. Jetzt 
endlich haben sich die Bonner 
Professoren durchringen kön­
nen, den Anforderungen des 
W i s se nschaftshochschu Igesetzes 
zu entsprechen. Schwierig­
keiten, die zwischen der Studen-

sap 

tenschaft und dem Rektor be­
standen haqen, konnten zur 
Zufriedenheit der Studenten 

. ausgeräumt werden. So konnten 
wir einen Wahlkreis für die Stu­
denten durchsetzen. 

Daneben konnte die christ­
I iche Archäologie "gerettet" 
werden, die beinahe wegen der 
Nichtübernahme des einzigen 
Dozenten in den Professoren­
stand g~schlossen worden wäre. 
Dieses wurde durch das Engage­
ment des AStA verhindert. 

Aber auch die tägliche Arbeit 
des Hochschulreferats kam nicht 
zu kurz. So wurde großer Wert 
auf eine effektive und sinnvolle 
Studentenberatung gelegt, um 
so die vie.len Probleme der 
Studenten in Bezug zu ihrem 
Studium zu lösen. 

Die Arbeit des AStA-Fachschaftenreferates 
Hauptanl iegen der Arbeit an 

den Fachbereichen ist die 
direkte Hilfe bei Studien- und 
allein auf den bestimmten Fach­
bereich zutreffenden sonstigen 
Probleme. Hierzu muß die Fach­
schaft sarbeit finanziell abge­
sichert werden. Deswegen wurde 
im Haushalt der Studenten­
schaft der T itel für die Fach­
schaftsgelder um DM 13 000 auf 
nunme hr DM 153000 erhöht. 

Neben der finanziellen 
Absicherung waren wir bestrebt, 
die Fachschaftsarbeit auch 
rechtlich abzusichern . Seit fünf 
Jahren versucht die Studenten­
schaft nun, sich eine rechts­
kräftige Satzung und eine Fach­
schaftswahlordnung zu geben. 
Im Wintersemester 1982/83 
gelang es schließlich, die Fach­
schaftswahlordnung ab­
schi ießend zu verabschieden. In 
dieser Fachschaftswahlordnung 
wurde die mehrtägige 
Urnenwahl auch bei Fach­
schaftswahlen verankert. Allein 
mehrtägige Urnenwahlen 
können einen Fachschaftsrat de­
mokratisch legitimieren, indem 
sie allen Studenten des Fach­
bereichs die Bete.iligung an der 
Wahl ermöglichen. 

Diese Fachschaftswahlord-
nung (FWO) wurde verabschie­
det gegen den erheblichen Wi­
derstand einiger linker Gruppen. 
Besonders der MSB tat sich 
dabei hervor, indem er eine 
SP-Sitzung sprengte. De( Protest 
richtete sich weniger gegen die 
FWO an sich, als vielmehr gegen 
die in ihr festgeschriebene Ur­
nenwahl. Der Hintergrund ist 
klar. Die linken Gruppen und 
insbesondere der MSB sahen da­
durch ihre "Basis" schwinden. 
Zwei A~gumente wurden gegen 
die FWO vorgebracht: 1) die 
FWO würde die Wahlen UDnötig 
bürokratisieren, 2) die ' FWO 
würde das Prinzip Basisdemokra­
tie aufheben. 

Sicherlich umfaßt die FWO 
zahlreiche formale Bestimmun- · 
gen, die überwiegend aus über­
geordnetem Recht stammen. Sie 
dienen aber dazu. die Wahlen so 

gerecht wie mögl ich zu gestal­
ten. Einige der linken Kommi-
I itonen, die laut gegen den ' 
"Bürokratismus" gewettert 
haben, nahmen rein formale Be­
stimmungen zum Anlaß, Wahlen 
anzufechten. Die verabschiedete 
FWO stellt unter den gegebenen 
rechtlichen Bedingungen die 
beste Lösung dar. Der Kontakt 
zur Basis oder die Verwirk­
lichung von Basisdemokratie 
hängt vor allem von der Arbeit 
des Fachschaftsrates ab und 
nicht von irgendwelchen 
Ordnungen. 

Eine der wichtigsten Aufga­
ben des Fachschaftenreferates 
war d ie Erst semesterberatung. 
Dazu gehörte neben' der Er­
stellung des Erstsemesterinfos 
vor allem die Beratung am 
Sekretariat während der Ein­
schreibung. Der große Zuspruch 
bestätigte die Notwendigkeit 
dieser Arbeit. Zahlreichen Erst­
semestern konnten wertvolle 
Tips gegeben werden, die den 
Start ins Studium erleichterten. 

Im Wintersemester wurde die 
AStA- Erstsemesterberatu ng erst­
mals ergänzt durch die Se­
mestereröffnungswoche wäh­
rend der ersten Semestertage. In 
dieser Eröffnungswoche wurde 
in einem Zelt am Hofgarten eine 
Vielzahl von Beratungs- und 
Ku I turveranstaltungen ange­
boten. Es sind sicherlich auch 
noch einige Dinge unerledigt. 
Die Zusammenarbeit mit der 
Fachschaftenkonferenz erwies 
sich als unmögl ich, da der MSB 
die Fachschaftenkonferenz in 
einen Gegen-AStA umzu­
wandel n versuchte. Dies hatte 
zur Folge, daß nicht nur eine 
Zusammenarbeit mit dem AStA 
unterblieb, sondern die Fach­
schaftenkonferenz glitt auch in 
die politische Bedeutungs­
losigkeit ab. Die Fachschaften 
verweigerten bei dieser einsei­
tigen Ausrichtung die Mitarbeit 
zu einem großen Teil. Ebenso 
muß die I nformationsarbeit in 
den Fachbereichen verbessert 
werden. Alles in allem war die 
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Arbeit des Fachschaf ten­
referates, die natürlich auch in 
die Arbeit des gesamten AStA 
einfloß, auch bei einigen 
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Mängeln erfolg reich. Weil es 
noch viel zu tun gibt, gilt es,. 
diese Arbeit für Studenten fort­
zusetzen. 

. Das AID-Referat 

Internationales Kulturfest im Arkadenhof 

Als im Februar vorigen Jah­
res der neue AStA sein Amt 
antrat, wurde unter anderem -
auf Vorschlag. des SLH - ein 
neues Referat eingerichtet: das 
"Referat für Auslandsfragen, ge­
sellschaftliche I ntegration und 
Diskriminierungsprobleme", in­
zwischen unter der Abkürzung 
"AIO-Referat" bekannt gewor­
den. Es trat an die Stelle der so­
genannten "autonomen" 
Referate, die die frühere AStA­
Koalition "linker" Gruppen für 
etliche Interessenvereinigungen 
install iert hatte. Der Streit um 
diese "autonomen" Referate 
war auch ein Hauptthema des 
S t ud enten pari amentswah 1-
kampfes im vorigen Januar ge­
wesen: Die verschiedenen "lin­
ken" Gruppen argumentierten, 
Herrschaft insgesamt solle abge­
baut werden, indem Frauen über 
Frauenfragen, Ausländer über 
Ausländerfragen usw. "auto­
nom" entscheiden müßten. Der 
SLH hielt dem entgegen, das 
Studentenparlament und der 
von diesem gewählte AStA seien 
von der gesamten Studenten­
schaft mit der Wahrnehmung 
ihrer I nteressen beauftragt, be­
sondere Privilegien einzelner 
Gruppen entsprächen weit eher 
den ständestaatlichen Vorstel­
lungen vordemokratischer Zei­
ten als dem Konzept einer plura­
listischen Demokratie heute; in 
Wirlichkeit würde Herrschaft 
durch "autonome" Referate 
nicht etwa abgebaut, sondern im 
Gegenteil aus dem Bereich parla­
mentarischer Kontrolle heraus­
genommen und in das Belieben 
willkürlich zusammengesetzter 
Gruppen ohne Wählerauftrag ge­
steilt. (Man stelle sich vor, daß 
demnächst ein paar hundert 
Autofahrer sich auf dem 
Bertha-von-Suttn.er-Platz ver-
sammeln und für alle Automo­
bilisten "autonom" über den 
Verkehr in der Bundesrepublik 
Deutschland entscheiden . . . ) 

An diesem Dissens im Demo­
kratieverständnis waren - denn 
auch die Koalitionsver­
handlungen des Sozialliberalen 
Hochschulverbandes mit den 
Hochschulgruppen von Jungso­
zial isten, Jungdemokraten und 
Grün-Alternativen gescheitert. 

Das "AIO-Referat", wie es 
dann in der neuen Koalition mit 
RCDS und LA eingerichtet 
wurde, hat im Sommersemester 
einige Service- Leistungen ange­
boten: Selbstverteidigungskurse 
für Frauen, Kinderturnen und 
Kinderschwimmen, ein Auslän­
derfest usw., auch wenn leider 
einige der Organisationen, in 
denen sich Angehörige benach­
teiligter und unterdrückter 
Gruppen an der Universität 

Der AStA: 
Herbert Müller (AStA-Vorsitzender) 
Barbara Müller (Sozialreferentin und stv. AStA-Vors.) 
Christian Barath (Pressereferent und stv. AStA-Vors.) 

Antje Jüsten (Lehrerausbildungsreferentin) 
Conrad Ostermeyer (Hochschulreferent) 
Sabine Teckhaus (AID-Referentin) 
Heinz Henschel (Kulturreferent) 
Herbert Gräff (U KW-Referent) 
Barbara R idder (F inanzreferentin) 
Andreas Püschel (Fachschaftenreferent ) 

(etwa Frauen und Ausländer) 
zusammengeschlossen haben, 
auf grund ihrer pol itisch-dog­
matischen Linie wenig bereit 
waren, mit dem AStA zusam­
nenzuarbeiten. 

Nach dem Wechsel in der Re­
feratsleitung - jetzt Sabine 
Teckhaus (SLH) - konnte end­
lich auch die dringend notwen­
dige politische Arbeit geleistet 
werden. Das heißt nicht, daß die 
Se rvice- Leistungen abgebaut 
werden sollten: Selbstvertei-
digungskurse, Kinderturnen und 
-schwimmen liefen weiter, ein 
Ausländerfest wurde wieder ver­
anstaltet, in Zusammenarbeit 
mit dem Akademischen Aus­
landsamt und der Otto­
Benecke-Stiftung wird Studien­
beratung für ausländische Kom­
militonen organisiert; des wei­
teren wurden eine Schwanger­
schaftsbroschüre und ein Stipen­
dienführer für ausländische Stu­
denten erstellt. 

Die wichtigere Aufgabe des 
Referates aber ist es, politisc h 
strittige Themen aufzugreifen 
und die Studenten durch Infor­
mationen zu eigener Meinungs­
bildung anzuregen: so fand eine 
Diskussionsveranstaltung zu m 

The ma "Ausl ä nderfe i nd­
lichkeit" statt; am 20. Januar 
gibt es eine Podiumsdiskussion 
zur Frage "Frauen in die Bun­
deswehr - mehr Gleichberechti­
gung? ", Anfang Februar geht es 
um die Themen "Probleme der 
Rechtssprechung bei Vergewal­
tigung" und "Rechtsstellung 
nichtehelicher Lebensge­
meinschaften und Familien". 
Dokumentationen zur Reform 
des Sexualstrafrechts '(z.B. § 
175 StGB) und zu "Pro und 
Contra Antidiskriminierungs­
gesetZ"sind in Arbeit. Eine Zei­
tung "Bildstörung", vom Re­
ferat herausgegeben, wird Ange­
hörigen unterdrückter und be­
nachteiligter Gruppen in der 
Studentenschaft Gelegenheit 
geben, ihre Probleme und Lö­
sungsansätze darzulegen. 

Wir meinen, daß dieses Re­
ferat wie kein anderes im AStA 
geeignet ist, politische Arbeit zu 
leist en, und wir hoffen, daß 
auch die Kommilitonen, denen 
ein bloßer Service-Betrieb (wie 
auch uns) zu unpolitisch wäre, 
sich auf grund dieser Bilanz zur 
Zusammenarbeit mit dem 
"A 10- Referat" bere itfi nden. 



Das Geld 
der Studentenschaft 

Im Finanzreferat des Allge­
mei nen Studentenau ssch usses 
werden die gesamten Gelder der 
Studentenschaft verwaltet. 
1. Woher stammt das Geld? 

Von dem von jedem Studen­
ten pro Semester erhobenen So­
zialbeitrag wird ein Teil zur Fi­
nanzierung der studentischen 
Selbstverwaltung verwendet. 

Eine hohe Wahlbeteiligung 
müßte allein schon aus diesem 
Grunde selbstverständl ich sein. 
4. Wie werden die Finanzmittel 
eingesetzt? 

Die größten Einzel posten auf 
der Ausgabenseite des Haus­
haltsplanes eines Jahres sind 
.a) die Auszahlungen an die 

Fachschaften 
2. Wieviel Geld steht der Stu­
dentenschaft zur Verfügung? 

mit insgesamt 147 000 DM, mit 
denen die Fachschaften studen­
tische, fachbe zogene Basishilfe 
leisten können; 

Podiumsdiskussion "NATO-Doppelbeschluß" 

Bei ca. 37000 Studenten be­
trägt das Haushaltsvolumen 
rund 1,2 Mio. DM im Jahr. 
Außer den Anteilen aus den So­
zialbeiträgen kommen noch Ein­
nahmen aus dem AStA-Laden 
einschließlich Druck- und Ko­
pierbetrieb, den Rückzahlungen 
der Sozialdarlehen u.a. 
3. Wer entscheidet, wie das Geld 
ausgegeben wird? 

Das Studentenparlament legt 
in einem Haushaltsplan fest, für 
welchen . Zweck wieviel Geld 
bereitgestellt wird. Die Finanz­
hoheit liegt beim SP, es ent­
scheidet somit jeder Student 
durch seine Stimmabgabe bei 
SP-Wahlen mit über die Verwen­
dung unserer Sozialbeiträge. 

b) der Sozial haushalt mit 
130 000 DM für Sozialdarlehen, 
Rechtshilfe, Veranstaltungen 
und Aktionen wie z.B. der Woh­
nungsaktion zur Linderung stu­
dentischer Wohnungsnot; 
c) der allgemeine Geschäftsbe­
trieb des AStA mit einer Viel­
zahl von Einzeltiteln, wie z. B. 
Personalkosten, Publikationen, 
Bürokosten etc. 

Dazu kommen referatsspe­
zifische Ausgaben für Kultur, 
Öffentlichkeitarbeit, Ausland, 
Sport, Lehrerausbildung und 
Hochschule sowie die Kosten für 
studentische Wahlen und die 
Studentenschaftszeitung AKUT. 

SOZIALBEITRAGSORDNUNG 

Studentenwerk 
Unfallversicherung 
Studentische Selbstverwaltung 
Studentischer Hilfsfonds 
Student. Sozialeinrichtungen 

DM 30,00 
DM - ,40 
DM 10,50 
DM ....,.60 

DM -,40 

Das AStA-Referat 
für Umwelt, Kommunales und Wohnen 

Das Referat wurde neu einge­
richtet, um in diesen drei Be­
reichen verstärkt tätig zu wer­
den und für verbesserte I nfor­
mation und Interessenvertretung 
der Bonner Studentenschaft zu 
sorgen. 

Nach der Wahl durch das Stu­
dentenparlament und der Über­
nahme des AStA begannen wir so-

fort mit der Arbeit. Zuerst 
wurde das Konzept der Mit­
fahrerzentrale überarbeitet und 
ausgeweitet. Mindestens einmal 
in der Woche (dienstags) sollte 
sie in der Universität (E-Raum 
Hauptgebäude) direkt erreichbar 
sein. Weiter wurden wöchentlich 
Handzettel herausgegeben und 
in der Uni und in den Mensen 

verteilt. Das Telefon blieb tag­
lich von 12.00 - 14.00 Uhr 
besetzt, die Kartei war im AStA 
von Mo-Fr (außer Di) von 10.30 
bis 16.00 Uhr erreichabr. 
Umweltschutz 

Die Alum inium-Sammlung 
wurde fortgeführt, mußte aller­
dings Ende Juni eingestellt wer­
den, weil unsere Abgabestelle 
geschlossen wurde. Neu einge­
führt wurde eine Batterie-Samm­
lung für Alt-Batterien aller Art 
(Nickel-Cadmium, Silber und 
Quecksilberbatterien etc.) . 

Neben der allgemeinen Infor­
mationsarbe it und der AStA-Ar­
beit (der Referent wa r im Som­
mersemester stellv. AStA-Vor­
sitzender) wurde der Versuch 
gemacht , eine Ringvorlesung 
zum Thema Ökologie zu organi­
sieren. Die Ringvorlesung mußte 
jedoch aufs Wintersemester ver­
schoben werden, da das Referat 
damit überlastet gewesen wäre. 
Zum Wintersemester wurde die 
gesamte Arbeit neu organisiert. 
Der Referent legte den stellv. 
AStA-Vorsitz nieder und drei 
Kommilitonen arbeiteten zu­
sätzlich im Referat mit. Dieter 
Guhl übernahm die Vorbe­
reitung und Durchführung der 
Ringvorlesung. Diese Ringvor­
lesung ist eine Einführung in den 
Themenbereich Ökologie unter 
verschiedensten Gesichts­
punkten. Dabei werden in den 
einzelnen Vorlesungen die Pro­
bleme von Wissenschaftlern dar­
gestellt, die selbst an der Lösung 
und Klärung von ökologischen 
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und umweltpolitischen Vor­
haben beteiligt sind. Neben der 
I nformation werden dabei Lö­
sungsansätzedeutlich, die für den 
einzelnen in Parteien, Gruppen 
und Bürgerinitiativen die Grund­
la~e zur Weiterarbeit bilden. 

Kommunales 
Zu Beginn der AStA-Zeit 

stand uns sofort eine Fahrpreis­
erhöhung ins Haus. Doch in der 
kurzen Zeit und weil der letzte 
(linke) AStA die Entscheidung 
"verschlafen" hatte, ließ sich 
nichts mehr ändern. Presse­
arbeit, Briefe, Gespräche mit 
Stadtverordneten und 
Verwaltung blieben erfolglos. 
Um unseren Protest zu doku­
mentieren wandten wir uns in 
der Abschlußberatung des Stadt­
werkeausschusses und in der be­
schließenden Ratssitzung mit 
offenen Briefen an die einzelnen 
Vertreter der Parteien im Rat 
und legten unsere Argumente 
und Forderungen dar. Dem 
Oberbürgermeister der Stadt 
Bonn übergaben wir eine Unter­
schriftenliste mit mehr als 2 000 
Unterschriften. Unterstützt wur­
den wir dabei von der Fach­
schaft Geschichte, die auch eine 
eigene Unterschriftenliste über­
gab. 

Schwerpunkt der Arbeit des 
Sommersemesters war das 
Thema Fahrradfahren (neben 
Wohnungsfragen, siehe unten). 
Um hier trotz knapper Finanzen 
etwas zu erreichen, bemühten 
wir uns, ein möglichst breites 
Bündnis zu erreichen. Dies hat 
die Arbeit zwar ungeheuer ver­
zögert, doch gelang es dem 
AStA (UKW-Referat) zusammen 
mit dem ADFC und der GAG 
ein breites Bündnis von der 
Jungen Union bis zu den Grü­
nen, mit Ausnahme der Jusos, 
zu erreichen. Am 17.7.82 wurde 
eine gemeinsame Sternfahrt 
durchgeführt, um unseren For­
derungen Nachdruck zu ver­
leihen. Parallel dazu wurde 
zusammen mit Unterstützung 
des ADFC eine Fahrradzeitung 
(Pedal-Power) herausgegeben. 

Im Wintersemester standen 
die Kürzungsabsichten 

des Bonn-Ausweises der 
Stadt Bonn im Brennpunkt. 
Vom AStA 1980 durchgesetzt, 
galt er zuerst für alle Studenten, 
die in Bonn wohnten. 1981 
schränkte die Stadt Bonn den 



Berechtigtenkreis auf BAföG­
Empfänger mit 2. Wohnsitz i"n 
Bann ein. Die von uns 
aufgezeigten Umgehungsmög-
lichkeiten wurden auf dem Ver­
waltungsweg außer Kraft ge­
setzt. Wir konnten nur noch 
erreichen, daß der Bonn-Aus­
weis neben BAföG auch bei 
vergleichbaren Leistungen (BVG 
etc.) ausgestellt wurde. Jetzt 
wollte die Verwaltung im 
Dezember den Bonn-Ausweis 
von 50 % auf 40 % Ermäßigung 
zurückstufen. Wir protestierten 
energisch gegen diese Pläne, und 
wie uns inzwischen vom Ober­
bürgermeister mitgeteilt wurde, 
beziehen sich diese Kürzungs­
maßnahmen nichtauf Zeitkarten 
der Stadtwerke Bonn. Damit 
konnte eine weitere Belastung 
der sowieso schon arg gebeutel­
ten BAföG-Empfänger ver­
mieden werden. Für Wochen­
karten für Schüler und Stu­
denten gibt es mit Bonn-Aus­
weis zusätzlich 44 1/3 % 
Ermäßigung. 

Wohnu ngsfragen 
Zu Beginn unserer Arbeit 

wurde ein Rahmenkonzept "In­
tegrierendes Wohnen" ent-

wickelt. In di esem Modell des 
AStA werden verschiedene 
Förderungsmittel zusammenge­
faßt. Die Wohnungs- und Zim­
mergrößen sollen unter­
schied lich sein (größere Woh­
nungen für WG's und Familien 
einerseits sowie Zimmer und 
kleine Wohnungen für Einzei­
personen und Paare). Dadurch 
kann die Belegung dem Bedarf 
angepaßt werden (z. B. weniger 
Studenten, mehr Familien bei 
zurückgehenden Studenten­
zahlen). Außerdem wird die 
Anonymität und Ghettobildung 
des modernen Wohnungsbaus 
durchbrochen, wenn Studenten, 
Familien, ältere Menschen und 
Ausländer zusammen unter 
einem Dach wohnen. Damit sind 
fast alle wirtschaftlichen und 
politischen Argumente gegen 
den Wohnraumbau für Studen­
ten vom Tisch. Flexible Einsatz­
mögl ichkeiten (bedarfsgerecht 
und finanziell im Rahmen), so­
zialpolitische Vernunft sowie 
schnelle Anwendungsmög­
lichkeiten waren eine gute Basis 
für die Weiterarbeit mit diesem 
Modell. 

Mit diesem Modell und der 
Forderung nach Wiederauf-

Podiumsdiskussion "Amerikanische Außenpolitik - gegen Europa? " 

nahme der Förderung des Stu­
dentenwohnheimbaus wandten 
wir uns an die fraktionen des 
Bundestages. I m April er­
reichten wir eine Zusage der da­
maligen Opposition (CDU) in 
diesem Sinn tätig zu werden. 
Diese Zusage wurde inzwischen 
umgesetzt und 100 000 000 DM 
wurden für den Studentenwohn­
raumbau bereitgestellt. Nach der 
neuen Konzeption können mit 
dem gleichen Geld drei bis vier 
Mal soviele Zimmer und Woh­
nungen für Studenten erstellt 
werden als früher mögl ich war. 

Dies ist eine der wenigen posi­
tiven Entscheidungen der neuen 
Bundesregierung im Bildungsbe­
reich. 

Wir haben uns bemüht, für 
alle Studenten zu arbeiten und 
keine einseitige Politik zu 
machen. Wir hoffen, daß wir 
durch unsere Service-Arbeit 
(z. B. MfG) Information 
(R ingvorlesung) und unsere 
politische Arbeit (Wohnungs­
bau, Kommunales) mögl ichst 
vielen Studenten helfen konn­
ten. 

o 
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Von Studenten parlament und 

AStA ist in diesen Wochen viel die 
Rede, und leicht mag darüber ver­
gessen werden , daß ein wesentlicher 
Teil der hochschulpolitischen Arbeit 
in den Fachschaften geleistet werden 
muß, an der Basis. 

Es gibt Fachschaften, die einem 
Politbüro gleichen. Einmal in der 
Woche haben sie für zwei Stunden 
geöffnet. Der einzige Aushang am 
Schwarzen Brett gibt bekannt, wann 
die nächste Ausgabe der "Roten 
Blätter" erscheint. Wenn sich so ein 
Politbüro einmal äußert, dann wahr­
scheinlich zu EI Salvador und zur 
NA TO-Hochrüstung, aber bestimmt 
nicht zu Fachbereichsproblemen. 

Es gibt auch den anderen Typus 
von Fachschaft: die Service­

Stationen, die fast durchgehend ge­
öffnet haben, in denen man Muster­
klausuren mit Musterlösungen und 
Musterstundenplänen, alles fein säu· 
berl ich gedruckt und geheftet 
erstehen kann. 

Nach dieser Einführung ist es 
sicher jedem klar geworden, daß 
unserer Meinung nach die Wahrheit 
- wie so häufig - in der Mitte liegt. 

Um zu zeigen, wie unser Ver­
ständnis von Fachschaftsarbeit 
aussieht, berichten wir über die 
SLH-Arbeit in der Fachschaft Jura: 

Ginge es nach dem Wi l len von 
RCDS und LA, dann wäre die Jura 
eine Musterfachschaft: einmal im 
Monat spielt eine Theaetergruppe, 
Fachbereichsprobleme beplaudert 
man im .. k leinen Kreis" mit dem 
Dekan und den Studenten zeigt sich 
der Fachschaftsrat allenfalls dann 

einmal , wenn bel einem Vorlesungs­
auftritt das Erscheinen des nächsten 
Skript angekündigt Wird . 

Dem hat der SLH se in eigenes 
Polit i k· Verstandnis entgegengesetzt, 
etwa im Bonner Hochschulforum. 
Das Bonner Hochschulforum Ist ein 
Diskussionsforum , dessen Ziel es 
ist, der zunehmenden E ntpoliti­
sierung - gerade der Jura-Studenten 
- entgegenzuwirken durch die Orga­
nisation von Vorträgen und Dis­
kussionen über politische Fragen und 
davon ausgehend einer Weiterver­
arbeitung von poliitischen Inhalten 
am Fachbeereich. Gegen viel fache 
Widerstände hat sich das Konzept 
bewährt : Veranstaltungen mit Prof. 
Grosser aus Paris, Graf Baudissin 
dem früheren Bundesinnenministe: 
Prof. Maihofer, den Politikern Egon 
Bahr, Jürgen Möllemann, Horst 
Ehmke und Walter Scheel fanden in 
den vergangenen Semestern in über­
füllten Hörsälen statt. 

Welch unterschiedliches Verhält­
nis die rechten Gruppen auf der 
einen und der SLH auf der anderen 
Seite haben, wurde zu Beginn des 
Semesters wieder einmal bei den Dis­
kussionen deutlich, wer als 
Referent eingeladen werden solle. 
Wäre es nach dem RCDS gegangen, 
wären kritische Referenten nicht er­
schienen; stattdessen hätte der ge­
scheiterte CDU-Pol iti ker Alfred 
Dregger eine eigene Veranstaltung 
bekommen sollen. 

Unser Verständnis von Diskus­
sionsveranstaltungen sieht anders 
aus. Deshalb hat der SLH ifLder 
Fachschaft durchgesetzt, daß die 

Schwerpunkte der Arbeit, das 
Bonner Hochschulforum, auf so 
brisante Bereiche, wie etwa .. Frieden 
für Israel/Palästina" gelegt werden, 
wozu am 27. Januar ein Str eitge­
spräch mit Abdallah Franghi (PLO) 
und einem Israelischen Journalisten 
stattfindet. Weitere Themen sind 
Fragen aus dem Komplex " Frieden, 
Zusammenarbeit und Abrüstung" . 

Ein weiterer Arbeitsschwerpunkt 
sozialliberaler Hochschulpolitik war 
der TATBESTAND, die Fachschafts· 
zeitu ng an der Jura, die von Auflage 
und Umfang her eine der größten 
Studentenzeitungen ist. Wir haben 
den Tatbestand zu einem offenen 
Diskussionsforum der Studenten· 
schaft am Fachbereich umgewandelt. 

Themen wie Frauen in der Justiz, 
Studienreform oder Probleme 
Strafgefangene, die Situation am 
Fachbereich werden nicht länger 
unter den Tisch gekehrt, sondern 
ausdiskutiert. Statt diesen Themen 
eigene I nhalte entgegenzusetzen, ver­
sucht der RCDS mittlerweile den 
TATBESTAND der Vorzensur zu uno 
terwerfen : Artikel wie etwa über das 
Bonner Frauenmuseum würden nicht 
die Gesamthe it der Jura-Studenten 
interessieren und außerdem solle 
doch auch die politische Zusammen­
setzung der Fachschaft als Maßstab 
für die politische Ausrichtung des In­
haltes genommen werden. 

Daß solches Ansi nnen auf unseren 
entschiedensten Widerstand stößt, 
versteht sich von selbst. 

Neben dieser Arbeit haben wir die 
Bonner Juristentage vom 
11.-13.1.1083 organisiert und 
waren in steten Verhandlungen mit 
dem Ziel, endlich die Cafeteria im 
Juridicum im Sinne der Bonner Stu­
denten ·umzugestalten. Daneben kam 
aber auch selbstverständlich die Ser-

vicearbeit, die gleichfalls ein wichti­
ger Bestandteil der Fachschaftsarbeit 
darstellt, nicht zu kurz: Auf mehre­
ren Flugblättern informierten wir 
über aktuelle Geschehnisse am Fach­
bereich, gaben Erstsemestern zu 
Semesteranfang eine Starthilfe und 
beteiligten uns an der studentischen 
Tutorengruppe für Erstsemester. 
Unsere Arbeit kann sich sehen lassen. 
Damit sie auch im kommenden 
Semester fortgesetzt werden kann, 
wird die Unterstützung aller Stu­
denten - at:J t:h bei den SP·Wahlen 
- benötigt. 

Claus Radzlwill (SLH) 
stellvertr . Fachschaftssprecher 

Jura und Referent für 
das Bonner Hochschulforum 

Die Auswahl der Beiträge auf 
der Humor-Seite, AKUT Nr. 
190, (Vorschläge zum Gebrauch 
toter Katzen) sagt meiner 
Meinung nach alles über den 
Humor der Akut-Leute. 

Inge Schwarz 
Grimmgasse 13 

5300 Bonn 1 
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"Kampf gegen RCDS" gescheitert ' 
Gemeinsame Veranstaltung SHB-RCDS - Thema: BAföG 

Seit den frühen sechziger Jahren hätte es das nicht mehr 
gegeben, kündigte der SHB (Sozialistischer Hochschulbund) 
auf einem Flugblatt an: Eine Diskussion zwischen SHB und 
RCDS. Ebenso wie die SHB-Einladung, erläuterte auch 
Podiumsteilnehmer Christoph Drösser in seinem Eingangs~ 
statement minutenlang, man wolle sich nicht verbrüdern, 
sondern durch diese Veranstaltung den RCDS bekämpfen 
und den Studenten die Schwächen der Rechten deutlich 
zeigen. Drösser weiter: "Mit Typen, die für uns Berufsverbot 
fordern, kann ich mich nicht kumpelhaft an einen Tisch 
setzen." 

Schon mit dieser Einführung 
jedoch zeigte sich die Schwäche 
der gesamten Diskussion. Wenn 
Drösser die Klarheit der Posi­
tionen in Sachen BAföG dar­
stellen wollte, so hatte er zu­
nächst das Thema verfehlt und 
es ist nur der Hartnäckigkeit des 
Diskussionsleiters zu verdanken, 
daß ein unnotlg aggressives 
"Dreinschlagen" auf den Veran­
staltungspartner abgebogen 
werden konnte. 

So kam es dann doch noch 
zur Darstellung der SH B-Posi­
tion. Danach sei es Pflicht des 
Staates, das Recht auf Bildung 
zu verwirklichen. Durch ein 
BAföG-System, das eIternunab­
hängig gestaltet werden solle, 
müsse man eine Chancengleich­
heit auf materieller Ebene 
schaffen. Nach SHB-Meinung ist 
es egal, ob Geld in den Staats­
kassen ist. "Wir akzeptieren 
nicht das Argument, es ist nur 
soundsoviel da", verkündete 
Drösser; BAföG sollte jedem die 
Möglichkeit zum Studium ge­
ben. 

Auf diese Forderungen er­
widerte der Fraktionsvor­
sitzende des RCDS im SP, Plet­
tenberg, man wäre nicht bereit, 
einfach Höchstforderungen zu 
stellen und gleichzeitig zu wis­
sen, daß diese nicht erfüllt 
werden könnten. Forderungen 
müßten auch mit anderen gesell­
schaftlichen Gruppen koordi­
niert werden, es dürften keine 
Forderungen auf den Schultern 

der anderen lasten. Der SH B 
könne nicht immer von den Ar­
beitern reden, aber auf deren 
Kosten die Bildung an den 

' Hochschulen finanzieren . Die 
Meinung des RCDS sei, so Plet­
tenberg weiter, Recht auf Bil­
dung bedeute, jedem die Mög­
lichkeit zu geben, sich seinen 
Neigungen entsprechend zu bil­
den, ein Hochschulstudium wäre 
nicht das "Gelbe vom Ei", des­
halb dürfe nicht allein die Hoch­
schulausbildung staatlich fi ­
nanziert werden. Für den Frak­
tionsvorsitzenden liegt der 
Mangel begründet in den leeren 
Kassen und in der politischen 
Unfähigkeit, eine gerechte 
Lösung zu finden . Der RCDS 
will, ergänzte er, die Schwächen 
auch gegen die jetzige Regierung 
aufzeigen und mit eige nen Vo r­
schläge n bekämpfen. 

Der zweite SHB-Teilnehmer, 
Sass, eröffnete dann endl ich die 
Runde der Änderungsvor­
schläge. Nach dem bekannt 
polemischen Anlaufgerede von 
Hochrüstung und Subvention 
von Großbetrieben, das sich 
jegl icher Beziehung zur 
Diskussion entzog, unterbreitete 
Sass' die Zahlen der Jahresab­
schlüsse der deutschen Banken 
und stellte fest, daß doch 
genügend Geld im Staate 
vorhanden sei, um die Bildung 
finanzieren zu können. Man 
müsse nur die notwendigen Mil­
liarden den Banken wegnehmen 
und alle Probleme seien gelöst. 

Dementgegen wußte der am­
tierende AStA-Vorsitzende 
Herbert Müller (RCDS) den Ver­
gleich mit Frankreich anzu­
führen. Hier seien die Banken 
verstaatlicht und dennoch wären 
die Probleme nicht zu lösen. 
Müller weiter : "Frankreich hat 

. das drastischste Sparprogramm 
in ganz Europa" . Auch Müller 
wich vom Pfad der Hochschu 1-
diskussion ab und antwortete 
auf einiges, was die SHB-Ver­
treter zuvor behauptet hatten, 

Darauf eingehend, daß sich 
die Sozialisten als 'die Vertreter 
auch der Arbeiterschaft in 
unserem Lande verstanden 
wissen wollten, konnte Müller 
mehrfach kontern. "Was ihr hier 
über die Subventionierung der 
Großbetriebe schimpft, das wird 
den Arbeiter bei ARBED im 
Saarland ga r nicht so glücklich 
machen, weil er sonst seinen Ar­
beitsplatz verl ieren würde." 
Weiter sprach Müller auf die an­
gebl iche ge werkschaftliche 
Orientierung an, d ie der frühere 
AStA-Vorsitzende Drösser zuvor 
verkündet hatte. Hierzu konnte 
der jetzige AStA-Chef von 
einem Gespräch mit dem Bon­
ner 0 G B-Vorsitzenden berich­
ten, in dem zum Ausdruck ge­
bracht wurde, daß ausgerechnet 
ein gemäßigter AStA unter 
einem RCD5-Vorsitzenden als 
erster das Gespräch mit dem 
DG B suchen würde, man aber 
auch gerne mit den linken 
Gruppen Kontakt gehabt hätte. 

Nach diesem Exkurs zeigte 
Müller auch Perspektiven seiner 
Arbeit zur Sicherung des BAföG 
auf. Der RCDS hätte ein Modell 
entwickelt, das versuche, ge­
rechter zu sein als der Vorschlag 
der Bundesregierung. Danach 
gibt es einen Sockelsatz, der 
nach Bedürftigkeitsprinzipien 
vergeben wird. , Dieser Sockel 
beträgt 400 DM_ Neben den 400 
DM hat jeder Student die Mög­
lichkeit, bis zu weiteren 400 DM 
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Anmeldung und Auskunft: 

_~ontag und Mittwoch 
Freitag 
Unterricht Mittwoch 

von 17.00 bis 18.30 Uhr 
von 9.30 bis 11.00 Uhr 
von 18.30 bis 20.00 Uhr 

in Darlehensform zu erhalten. 
Nach Müller würde damit auch 
die Härte derjenigen entschärft, 
die gerade über der Einkom­
mensschweIle lägen. 

Die sich anschließende Dis­
kussion mit den Zuhörern ließ 
Zweifel an vorhandenen Per­
spektiven des SHB aufkommen_ 
Hatte Herbert Müller den 
SH B-Vertretern vorgeworfen, sie 
würden sich in ein ideologisch 
lupenreines Eckchen verziehen, 
aber nichts Konkretes leisten, so 
brachten die Vorschläge der 
SH B-Vert~eter in der Plenums­
runde mehr und mehr Bestäti­
gung für diese Behauptung . 

So war die kritische Frage 
berechtigt, ob durch ein nicht 
elternbezogenes BAföG etwa ein 
Berufsstudent geschaffen wü rde. 
Drösser konterte, "hier soll 
keiner am Anfang des Monats 
gegen Vorlage des Studentenaus-
weises vom Rektor einen 
,Riesen' bekommen". Doch 
nach mehrmaligem Nachfragen 
konnte er nur darauf verweisen, 
daß dieses Endziel erst dann zu 
verwirklichen sei, wenn man 
eine andere, "gerechtere Gesell­
schaft" geschaffen hätte, in der 
es nicht mehr die Unterschei­
dung zwischen arm und reich 
gäbe. 

Diesen Ausspruch nahm Plet­
tenberg (R CDS) dankbar auf 
und verdeutlichte die Perspek­
tivlosigkeit dadurch, daß er 
dann als Christdemokrat ebenso 
sagen könne : "R ichtig gut ist 
alles, was wir machen, erst im 
Paradies". -=-CB. 

BAföG-Änderungen 
Die Ausbildungsförderung für 

Studenten wird vom Winter­
semester 1983/84 an vollständig 
auf Darlehen umgestellt. Künftig 
können Studenten danach Dar­
lehen bis zu 660 Mark monat­
lich erhalten, zusätzlich bis zu 
60 M'ark Wohngeld, wenn ihre 
Eltern nicht die jetzt im Gesetz 
festgelegten Einkommens­
grenzen überschreiten. Die 
Rückzahlung der Darlehen 
beginnt fünf Jahre nach dem 
Ende der Förderungshöchst­
dauer, wenn di,e Hochschulab­
solventen nach der Ausbildung 
bestimmte Einkommenshöhen 
erreichen. Die Mindestrück­
zahlungsrate beträgt wie bisher 
120 Mark monatl ich, die Frist 
für die Rückzahlung 20 Jahre. 
Studenten, die ihr Studium vier 
Monate vor dem Ende der 
Höchstförderungsdauer ab­
schließen, erhalten 5000 Mark 
vom Darlehen erlassen. Hoch­
schu labsolventen, die das Dar­
lehen vorzeitig zurückzahlen, 
können die Rückzahlungspflicht 
bis zu 50 Prozent vermindern. 
Schließlich sollen den 30 Pro­
zent der Geförderten mit den 
besten Prüfungsergebnissen pro 
Examensjahr 25 Prozent der 
Darlehensschuld erlassen wer­
den.(dpa) 
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~tr 30. :Sanuar J933 
Am 30. Januar 1983, also in 12 Tagen, jährt sich die- Machter­

greifung Adolf Hitlers zum 50. Mal. Grund für AKUT, zurückzu­
blicken und zu fragen, wie es dazu kommen konnte und eventuelle 
Parallelen zu heute zu ziehen. Dabei beschranken wir uns haupt­
sächlich auf die allgemeine Situation - die der Bonner Uni wurde 
bereits in AKUT 181 behandelt. 

" Der Herr Reichspräsident hat 
nach dem Rücktritt der Reichs­
regierung Herrn Adolf Hitler 
zum Reichskanzler ernannl."Die­
se amtliche Mitteilung im 
Reichsanzeiger vom 2.2. I 933 
zeigte einen der vielen Regie­
rungswechsel in der Geschichte 
der Weimarer Repu blik - den 
letzten. Mit der Ernennung 
Adolf Hitlers wm Reichskanzler 
wurde die Auflösung der Wei­
marer Republik. besiegelt und 
der entscheidende Schritt zur 
nationalsozialistischen Diktatur 
getan. 

Wie es überhaupt dazu kom­
men konnte, daß ein erk lärter 
Gegner der Repu blik zu m 
Kanzler eben dieser Repu blik 
werden konn te, darüber ist viel 
geschrieben und gestritten wor­
den. Diejenigen, die die dama­
ligen Ereignisse für einen in der 
Person Hitlers begründeten Un­
glücksfall der deutschen Ge­
schichte sehen , verkennen die 
besondere Situation der deu t­
schen Nation und die struk­
turellen Schwächen der 
Weimarer Repu blik . Diejenige n, 
die die Erric h tu ng der nat io na l­
so;cialistischen Diktatur nur als 

zwangsläufigen Höhepunkt der 
Herrschaft des Monopolkapitals 
über die proletarischen Massen 
sehen , vergessen ebenso wie die, 
die die Deutschen für zur Demo­
kratie unfähig halten , daß Ge­
sc hichte immer auch Geschich te 
der handelnden Personen ist ; 
zumal in Zeiten der Auflösung 
eines Staates, deren Ablauf in 
keiner Verfassung vorge­
schrieben ist. 

Edmond Vermeil behauptete 
in einel11.. 1955 erschienenen 
Aufsatz, die Deu tschen seien 
unfähig zur Demokratie und zog 
eine Linie der Kontinuität von 
Luther über Friedrich 1I und 
Bismarck zu Hitler. Karl Diet­
r iGh Bracher schreibt: "fm Ge­
gensatz zu ihrer grundsä tzlichen 
Aner.kennung und prak tischen 
Bedeu tung im westeuorpäisch­
amerikanischen Raum haben Be­
griff und Wirklichkeit der 
Demokratie in Deutschland bis 
zur Gegenwart eine zwiespältige 
Beurteilung gefunden." Der 
Widerstand gegen die im amen 
der französischen Revolu tion 
auftre tenden Invasio nsarmeen 
N apo leo ns, die Ei nigun g 
Dcutschland ~ durch Preußen 

Der Fackelzug der NSDAP-Verbände und des "Stahlhelm" am Brandenburger 
Tor. 
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Prof. v. Antropoff bei der Flaggenhissung vor der Universität 1933 

und die bis ins zwanzigste J ahr­
hundert reichende a bsolu tistisch 
obrigkeitsstaatliche Herrschaft 
verhinderten die Entstehung 
einer demokratischen Gesinnung 
in Deutschland. 

Hinzu kamen die Start-
schwächen der Weimarer Re­
publik: Als das alte Regime 
gegen Ende des Weltkrieges sein 
Scheitern erkannte, wurden die 
demokratischen Kräfte plötzlich 
an der Verantwortung beteiligt. 
Wurde die neue Demokratie so 
bereits mit der Niederlage im 
Krieg in Verbindung gebracht, 
stellte die Dolchstoßlegende 
eine umso schwerere Belastung 
dar. 

Um den Bürgerkrieg zu ver­
hindern , ginge n die ge mäßigten , 
demokrat ischen Kräfte ei ne Ver-' 
b indung mit e ben denjenigen 
e in, die bere it s im Kaiserreich 
die staa tstrage nden Kräfte gewe­
sen waren: Reic hs wehr und Be­
amtensc haft blie ben in ihren 
Trad iti o ne n und Strukturen un­
ange tastet. 

Die ideo logisc hen Belastun­
gen der We imarer Re publik hat­
ten zunäc hst in dem fehlenden 
demo kra ti ehen Bewußtsein be­
standen. Be re it s in de n z wanzi­
ger Jahren war zunemend grund­
sätzliche Kr itik am Parlamen­
tarismus und am Parteienstaat 
laut geworden. Der noch aus der 
Kaiserzeit stammenden Vorstel­
lung, Parteien gefährdeten die 
Einheit des Staates, das Vater­
land habe über der Partei zu 
stehen, verhinderten die Ein­
sicht der allgemeinen Öffentlich­
keit in die Notwendigkeit der 
Ausbalancierung der politischen 
Interessen durch den parlamen­
tarischen Kompromiß. Dazu trat 
das Beispiel der parlamentari­
schen Praxis: von deParteien der 
extremen Linken und Rechten 
ohnehin nicht ernst genommen 
lieferten die Schwierigkeiten de~ 
Reichstags, mehrheitsfähige Ent­
scheidungen zu treffen und Re­
gierungen zu bilden diesen 
Gruppen . zusätzliche Argu­
mente. Die Unfähigkeit parla­
mentarisch mit der Krise fertig 
zu werden, führte schließlich 
dazu , daß die antidemokrati-

Foto : AKl}T Nr. 181 

schen, repu blikfeindlichen 
Kräfte auf der Rechten und 
Linken im Reichstag eine 
"destruktive" Mehrheit 
bekamen. 

Die Schwäche des ohnehin 
nicht anerkannten, als "west­
lich" und " undeutsch" ange­
sehenen , parlamentarischen 
Systems, das Bewußtsein einer 
ungerechten Niederlage im Welt­
krieg und die damit verbunde­
nen Revisionsforderungen und 
nicht zuletzt die Wirtschafts­
krise Ende der z wanziger J ahre 
stellten einen guten Nährboden 
für die na tionalsozialistischen 
Ideologie dar: Die Ideen , die d'ie 
NSDAP vertrat, waren auch 
ohne sie und vor ihre bereits 
vorhanden. Nur gelang es dieser 
Partei, diese Ideen in extremer 
Weise zusammenzufassen und 
eine effektive Organisation zur 
Umsetzung dieser Vorstellungen 
in politische Praxis zu schaffen. 
Die Nationalsozialisten nahmen 
die Kritik am Parteienstaat und 
am Parlamentarismus auf und 
formten sie zum Führerprinzip 
als Organisationsform von Partei 
und Staa t um. Die Revisionsfor­
derungen der Deutschen wan­
delten sie um in aggressive 
außenpolitische Vorstellungen. 
Die Wirtschaftskrise, in der die 
Repu blik ihre größte und 
schließlich töd liche Vertrauens­
krise hatte, nutzten die Natio­
nalsozialisten zur effektiven 
Verbre'itung ihrer Ideen aus, um 
sich eine Massenbasis zu 
schaffen. Die dabei verwendeten 

/ extremen Rassenideologien -
die Verteufelung des Judentums 
einerseits und der germanischen 
Weltherrschaftsanspruch 
andererseits - griffen dabei be­
reits latent vorhandenes Ge­
dankengu t au f. 

Die Frage , die sich stellt, ist, 
ob trotz dieser Merkmale der da­
maligen Zeit sich die Machter­
greifung durch die Nationalso­
zialisten nicht hätte verhindern 
lassen. Die Verfassung der Wei­
marer Repu blik machte auch 
das, was sich vor nunmehr 
fünfzig Jahren abspielte mög­
lich . Es hing also vom Willen Q.e.( 

(Fortsetzung auf Seite 191 
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Wahl des AStA 
Zuständig ist das SP laut Stu­

den t e n schaftssatzu ng i nsbe­
sondere für (a) Wahl, Abberu­
fung und Entlastung des AStA­
Vorsitzenden und dessen Stell­
vertreter, (b) Wahl des Ältesten­
rates, (c) Verabschiedung eines 
Haushaltsplanes, (d) Erlaß, 
Änderung und Aufhebung von 
Satzungen, Ordnungen und Sta­
tuten, (e) Beitritt zu Dachor­
ganisationen und Zusammen­
schlüsse mit anderen Studenten­
schaften und (f) Auflösung des 
SP. 

Die folgenschwerste Ent-
scheidung des SP ist die Wahl 
eines neuen AStA-Vorsitzenden. 
Damit wird deutlich, welche 
pol itischen Hochschulgruppen 
über den AStA für ein Jahr der 
Öffentlichkeit als Vertreter der 
Bonner Studentenschaft er­
scheinen. Wer die Amtszeit 
dieses und des vorigenAStA mit­
erlebt hat, weiß, daß be-
trächtliche Unterschiede in 
einigen Fragen, aber auch in 
Grundsatzpositionen bestehen. 
In diesem Jahr stellte den AStA 
eine Koalition aus Soziallibera­
lem Hochschulverband (SLH), 
Liberaler Aktion und RCDS. 
Wer im nächsten Jahr über den 
AStA die studentische Politik 
bestimmt, hängt zu allererst von 
der Wahlentscheidung aller Stu­
denten ab, in zweiter Linie von 
dem Willen der Gruppen, durch 
Kompromisse zu einer Mehr­
heitsbildung zu kommen. Die 
Antwort auf die Frage, wer mit 
wem und wenn nicht, warum? 
läßt sich am besten in den Pu b li­
kationen der Gruppen vor der 
Wahl nachlesen; aber natürlich 
werden auch die meisten Kandi­
daten bereit sein, ihre Meinung 
auf eine direkte Frage hin, 
kundzutun. 

Der Ältestenrat (ÄR), dessen 
neun Mitglieder mit absoluter 
Mehrheit im SP gewählt werden 
müssen, ist das oberste Sch ieds­
organ der Studentenschaft in 
Bonn. Er überwacht die Einhal­
tung der Studentenschafts­
satzung und entscheidet bei 
Wahlanfechtungen als Wahlprü­
fungsausschuß. Er entscheidet 
auch bei Streitigkeiten zwischen 
Studenten und Organen der Stu­
dentenschaft und Organen 
untereinander. Die Amtszeit be­
trägt drei Jahre. 

1,2 Mio. 
sind kein Pappenstiel 

Kommen wir zum Haushalt. 
Bei einer Bilanzsumme von 
1 248600 DM (siehe auch 
AKUT Nr. 188) wird es dem 
Studenten nicht gleichgültig sein 
können, wie dieses Geld ver­
wandt wird . Hier kann sich jeder 
ins Gedächtnis rufen, daß wir 
jedes Semester 10,90 DM 
unseres Sozialbeitrages an den 
Studentenschaftshaushalt be­
zahlen . Der "Rest" von 30 DM 
geht an das Studentenwerk. Da 
es nicht die Aufgabe der AKUT 
ist, einen Rechenschaftsbericht 
des AStA zu formulieren (dieser 
Rechenschaftsbericht des AStA 
ist in dieser AKUT auf 8 Seiten 
nachzulesen), sollen nu r wenige 
Punkte herausgegriffen werden. 
I m Haushalt de's Kultur referats 
fällt auf, daß de n veranschlagten 
60000 DM des vorigen AStA 
definitive Ausgaben von über 
200 000 DM gegen überstehen. 
Dieses exorbitante Defi zit des 
damaligen Kulturreferenten be-

--- -.'-11. U.l , 
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zu können, will die jetzige Re­
ferentin durch Beratung und 
Veranstaltungen zur Lösung der 
Probleme von Minderheiten und 
diskriminierten Gruppen bei­
tragen. Ob das nun Selbstver­
teidigungskurse oder Ausländer­
feste sind. Veranstaltungen gab 
es zum Thema Ausländerfeind­
lichkeit. Im Januar wird es Podi­
umsdiskussionen zu folgenden 
Themen geben : 1. Frauen in die 
Bundeswehr? , 2. Frage der 
Rechtsstellung nichtehelicher 
Lebensgemeinschaften und 
Familien und Asylrechtsverfah-

Das Studentenparlament 
- jedes Jahr neu 

Ein kurzer Jahresrückblick von Frank Bonaldo 
Das Studentenparlament (SP) , bestehend aus SI Mitglie­

dern der unterschiedlichsten politischen Gruppieru ngen ist 
in letzte r Zei t, vor allem auch durch einen Art ikel in der 
vorigen AKUT ("Neulich im Zirkus") in den Mittelpunkt 
der Kritik geraten. Grund genug, die Aufgaben und Arbeits­
bereiche des SP der Studentenschaft in Erinnerung zu brin­
gen. 

lastet natürlich die Kulturarbeit 
des jetzigen AStA. Neuge­
schaffen wurde das Referat für 
Ausländerfragen, gesellschaft­
liche Integration und Diskri­
minierungsprobleme (kurz AID­
Referat; manchmal auch Antire­
pressions, Anti-rep-referat ge­
nannt). Hinter diesem etwas 
voluminösen Namen steckt der 
Zusammenschluß des ehemali­
gen -. ,autonomen" Frauenre­
ferats und Ausländerreferates. 
Während damals eine selbster­
nannte Basis glaubte, für alle 
Frauen und Ausländer sprechen 

rensgesetzgebung. Weiterhin ist 
jetzt im AID-Referat eine 
Schwangerschaftsbroschüre zu 
bekommen, des weiteren ein Sti­
pendienführer für Ausländer. 

Falscher Vorwurf gegen AKUT 
I m Wahl kampf wird sicher­

lich auch die AKUT Thema sein. 
Ein Vorwurf wird lauten, daß 
für die diesjährige AKUT19 000 
DM mehr veranschlagt worden 
sind, als für die davor. Hier fol­
gende Richtigstellung: In den 
Jahren zuvor standen der AKUT 
etwa 60000 DM zur Verfügung. 
I m vorletzten Jahr setzte der 
sogenannte "linke" AStA wegen 
seiner immensen Ausgabenpoli­
tik in anderen Bereichen den 
AKUT-Etat auf 39 100 DM 
herab. Natürlich konnten diese 
Wunschzahlen nicht eingehalten 
werden. Bei einer Hochrechnung 
stellt sich heraus, daß für die 
gleiche Anzahl von Ausgaben 
wieder rund 60000 DM ausge­
geben worden wären. Somit 
stellt der Etatvoranschlag von 
58100 DM nur eine realistische 
Schätzung dar. 

Zu den unveräußerlichen 
Rechten des Studentenparia -
ments gehört auch das der 
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Satzungsgebung. Hier war wegen 
der Versäumnisse der letzten 
Jahre viel nachzuholen. So 
wurde eine neue Fachschafts­
wahlordnung (FWO) und eine 
neue Geschäftsordnung des SP 
verabschiedet. Noch im Januar 
wird ein neuer Studenten­
schaftssatzungsentwurf behan­
delt werden. Nicht wenig ist in 
diesem vergangenen Jahr vom 
Studentenparlament geleistet 
worden. Zu manchen Zeiten 
wurden auch für zwei Sitzungen 
in einer Woche eingeladen. 
Wenn man bedenkt, daß die 
Sitzungen immer von 20.30 Uhr 
bis 1.00 Uhr nachts dauern, 
wird ermessen können, daß der 
Zeitaufwand der Parlamentarier 
nicht gering ist. So können wir 
zu den Vorwörfen gegen das 
Studentenparlament, wie sie in 
der letzten AKUT geäußert 
wurden, kommen. 

Was stimmt 
an der Kritik am SP? 

Das Ärgernis des Zuspätkom­
mens sollte sich sicherlich 
beseitigen lassen und sei es 
durch Verlegu ng der Sitzung 
von 20.30 auf 21 Uhr. Wer 
meint, durch das "ständige Hin­
und Herlaufen" werde jede 
sachliche Diskussion verhindert 
und der Fortgang der Geschäfte 
verzögert, muß sich im allge­
meinen enttäuscht sehen. Wie in 
allen Parlamenten ist es auch in 
der Studentenpolitik so, daß die 
meiste Arbeit im vorparlamen­
tarischen Bereich stattfindet. So 
werden anstehende Fragen 
schon in Ausschüssen, Fra k­
t ionssitzungen und persönlichen 
Gesprächen behandelt. 
Deswegen ist oft das im SP \tlr­
getragene nicht als D iskussions­
beitrag zu werten, sondern als 
Endergebnis einer solchen. 

.... mal so 

. Wichtige Beschlüs­
se, die im SP verabschiedet wor­
den sind, wurden in der Ver­
gangenheit immer veröffent­
I icht. Weitere Informationen 
lassen sich immer auch auf Flug­
blättern der einzelnen Gruppen 
als auch an dieser Stelle finden. 
Kritik ist sicherlich immer ange­
bracht, doch sollten auch echte 
Alternativen zu vermeintlichen 
Mißständen aufgezeigt werden. 

Eine dieser Alternativen wäre 
eine Entscheidung des Wählers, 
wen er als seinen Vertreter ins 
Studentenparlament schicken 
will. Alle Studenten sind bei den 
SP-Wahlen vom 25.-28. Januar 
aufgerufen, ihre eigene Ent­
scheidung zu treffen. Packt's an! 



uillZlal Jap ass!uwn!!sJa/\ ] 
Ua6aM JeM Ja!H '6unqa6s6unnes 

(Fortsetzung von Seite 17) 
handelnden Personen ab, weI­
cher Weg eingeschlagen wurde. 
Nachdem sich das Parlament ab 
ohnmächtig erwiesen hatte, hat­
ten auf dem Weg der Präsi­
dialkabinette Kräfte die Macht, 
die keineswegs gewillt waren, 
das parlamentarische System zu 
erhalten. Sie waren beeinflu ßt 
von Kreisen des Militärs und der 
Beamtenschaft, die die Zeit der 
Repu blik unverändert über­
standen hatten und nun die Zeit 
gekommen sahen, sie durch ein 
autoritäres Regime abzulösen. 
Hinzu kamen Teile der Wirt­
schaft, denen die ega litären Prin­
zipien der Republik nicht paß­
ten, weil das allgemeine Wahl­
recht keine adäquate Reprä­
sentation der Steuerzahler ge­
währleistete . 

An was für eine Form au ton­
tärer Herrschaft die entschei­
denden Herren auch immer ge­
dacht hatten , Hitler und seine 
Bewegung standen sie zunächst 
skeptisch gegenüber. Mochten 
sie die Ideen der Nationalso­
zialisten auch teilweise an­
sprechen, deren extreme Ausfor­
mung und die Skrupellosigkeit, 
mit denen sie durchgesetzt 
werden sollten, mußte die kon­
servativen Kräfte abschrecken. 
Nur war Hitlers Bewegung zu 
einem entscheidenden Macht­
faktor im Staate geworden, der 
zudem über die MAssenbasis 
und Organisation verfügte, die 
den Konservativen fehlte. Mit 
der Einbindung in die Regie­
rungsveran twortung glau bten 
sie, den Nationalsozialisten den 
Wind aus den Segeln nehmen zu 
können. Auf ihr Betreiben 
wurde Adolf Hitler, am 30. 
Januar vor 50 Jahren , zum 
Reichskanzler ernann t. 

Daß dadurch die Nationalso­
zialisten alles andere als ge bän­
digt waren, zeigt die Tatsache, 
daß sie mit nur drei Kabinetts­
mitgliedern die ' Regierung be­
herrschten. Mit der Vera b­
schiedung des Ermächtigungs­
gesetzes am 23.3.33 machten sie 
einen weiteren entscheidenen 
Schritt hin zur Diktatur. 

Die Ernennung Adolf Hitlers 
zum Reichskanzler vor fünfzig 
Jahren macht deutlich, welchen 
Gefahren die parlamen tarische 
Demokratie ausgesetzt ist, wenn 
in Krisensituationen die ent­
scheidenden Kräfte nicht mehr 
auf die Effektivität der parla­
mentarischen Arbeit vertrauen 
und außerhalb des Parlaments 
Politik zu machen versuchen. 
Wenn darüber hinaus die Öf­
fentlichkeit in schwierigen Zei­
ten das Vertrauen in den demo­
kratischen Regelmechanismus 
von Komprorniß und Mehrheits­
findung verliert , passiert es 
leicht daß antidemokratische 
Traditionen von links und rechts 
die parlamentarische Demo­
kratie in Gefahr bringen. 

(Von Klaus Heinrich Dedring.) 
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SP-Wahlen: von Jörg Dietzel 
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.. . auch das ist hier die Frage 

Alljährlich - immer vor Wahlen zum Studentenpar­
lament - beteuert die jeweilige AKUT-Redaktion, daß auch 
ihre Art, AKUT zu machen Uedenfalls deren Grundlagen 
und journalistischen Prinzipien) zur Wahl steht. So oft hat 
man das als Bonner Student bereits gehört, daß man es 
kaum noch wahrnimmt. Dennoch: Die Form der AKUT ist 
und bleibt mit den Grundpositionen des jeweiligen AStA 
untrennbar verbunden. Auch AKUT steht zur Wahl. 

Ein Jahr lang, im SS 1981 
und WS 1981/82, hatten wir Ge­
legenheit , (fast) monatlich zu er­
leben, wie sich der "linke" 
AStA seine Zeitung vorstellte -
AKUT war in dieser Zeit 
Kampfblatt im Auftrag des 
amtierendenAStA, ausgezogen, 
die Probleme der Welt den 
Bonner Studenten vorzustellen . 

Und so beherrschten Themen 
wie "USA heute" (Nr. 178), 
"Mittelamerika brennt" (Nr. 
183) "Startbahn West" (Nr. 
180) ,,7. MSB-Bundeskongreß" 
(N r. '180) "Krieg gegen Angola" 
(Nr. 180) und ähnliche das 
"Nachrichtenblatt der Bonner 
Studentenschaft" . Die Situation 
der Bonner Studenten, unsere 
Probleme wurden - wenn über­
haupt - nur am Rande erwähnt. 
Eine Trennung von AKUT und 
AStA-Meinung existierte nicht 
- und war wohl auch nicht be­
absichtigt. 

Als ich dann am 4. Mai vom 
Studentenparlament zum Chef­
redakteur der AKUT gewählt 

wurde, hatte ich mir viel vorge­
nommen. Ich wollte alles 
ändern. "Für eine neue AKUT!" 
sprach ich mic)1 im ersten 
Artikel der neuen Ausgabe aus. 
Sie sollte Forum sein auch flir 
ko nku rrierende Meinungen, 
sollte Information und Meinung 
trennen, sollte sich auf Bonn 
und die Universität sowie deren 
Studenten konzentrieren . 

" Die AKUT-Redaktion be­
deckt zu halten - gegenüber 
dem AStA, doch genauso gegen­
über der UNI-Verwaltung, den 
Hochschulgruppen u.a." war 
eines meiner dort formulierten 
Ziele. 

Sicher sind noch nicht alle 
diese Ziele vollkommen erreicht; 
noch vieles ist zu verbessern. 

Doch glaube ich, daß es uns 
als AKUT-Redaktion gelungen 
ist, AKUT zum Forum zu ma­
chen, in dem sich auch kritische 
Beiträge wiederfinden, wie z. B. 
Artikel der GAG oder Stellung­
nahmen aller Hochschulgruppen 
zum Thema BAföG. AKUT war 
auch mehr als ein Hochschul­
gru ppenblatt: In vielen Leser­
briefen und kritischen Beiträgen 
kamen gerade die einzelnen, un­
abhängigen Studenten, von 
denen man sonst so wenig hört, 
zu Wort. Natürlich führt diese 
Offenheit auch dazu, daß nach 
jedem Erscheinen die Flut der 
Kritik - von "rechts" wie von 
"links" - über uns hereinbrach. 
Doch die Redaktion hat gelernt, 
damit zu leben. Auch der AStA 
war uns ab und zu etwas übelge­
sonnen. - Auch das haben wir 
überlebt. 

Schwerpunkte 
Auch die Themenschwer­

punkte haben gewechselt. Stan-

Bonn 

den bei der "liaken" AKUT all­
gemein politische Themen im 
Vordergrund, so ging es bei uns 
in erster Linie um Themen aus 
dem Bereich der Bonner Uni 
und um die Uni herum - etwa 
die Bedrohung der Christlichen 
Archäologie, Berichte aus dem 
Studenten parlament, Stellung 
der Bonner Hochschulgruppen 
zu BAföG, Radfahren in Bonn, 
Prüfungsordnungen, Polen­
Aktion, Mensa-Essen usw. 

Ich meine, daß dies ein 
Schwerpunkt ist, der in einem 
"Nachrichtenmagazin d,er Bon­
ner Studentenschaft" immer an 
erster Stelle stehen müßte. 

Als partnerschaftlieh 
empfand ich die Zusammenar­
beit im Redaktions-Team. Oft 
gab es auch hier unterschied­
liche Meinungen - aber eigent­
lich immer kamen wir noch zum 
Konsens. Ein DANKESCHÖN 
meinen Mitarbeitern. 

Sicher ist auch an der AKUT, 
wie sie die letzten achtmal er­
schien, vieles auszusetzen. Doch 
hier geht es nicht um die indivi­
duelle Gestaltung, hier geht es -
so blöd sich's anhört - um's 
Prinzip. 

Sollte es also nach den 
SP-Wahlen eine neue Mehrheit 
im Studentenparlament geben, 
die dann einen "linken" AStA 
wählt (was immer man sich 
darunter - bei den unterschied­
lichen Vorstellungen etwa von 
MSB, JUSOs und GAG - vorzu­
stellen hat), wird es vorerst kei­
ne solche AKUT mehr ge ben; 
AKUT wird von dem dann am­
tierenden "Redaktionskollek­
tiv" wieder zu einem Kampf­
blatt "linker" (Welt)-Politik ge­
macht werden. Ich glaube, die 
Alternativen sind nun jedem 
klar. Es ist an Euch zu ent­
scheiden, was Ihr lieber wollt. 

Bornheimer Str. 139 
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